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Von Opfern und Tätern:
 - zur Entschädigung Verfolgter des SED-Regimes, gesetzliche Regelungen von 1953 bis 

2001 -
 
„Wer nach dem Sturz einer Diktatur die Opfer nicht großzügig entschädigt“,
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so lautet ein viel gehörtes Zitat Thomas Manns,
„Wer nach dem Sturz einer Diktatur die Opfer nicht großzügig entschädigt und die Täter 
nicht konsequent bestraft, der begeht eine Form von Unrecht, der sät Wind und wird Sturm 
ernten.“
Der Satz beantwortet so viele Fragen, als er auch neue stellt.

-          Wer sind die Täter ?
-          Wer die Opfer ?
-          Was gibt es oder gab es bisher an Entschädigung ?
-          Und wo sind die Lücken ?

 
Zunächst einmal sei daran erinnert, dass Verfolgte des SED-Regimes nicht erst seit 1990 auf 
Entschädigungen bestehen. Bundesgesetzliche Regelungen hierzu wurden dem Gesetzgeber 
seit 1953 abgerungen [1].
Das Wort „Sowjetzonen-Flüchtling“ [2] war seit 1953 ein fester rechtlicher Begriff im 
Bundesvertriebenengesetz (BVFG[3]). Es setzte voraus dass jemand aus Gründen 
bestehender oder drohender politischer Verfolgung aus dem Beitrittsgebiet in den Westen 
geflohen war. 
 
Immerhin lebten am 12. August 1961, am Vorabend des Mauerbaues in der alten 
Bundesrepublik über 12 Millionen Flüchtlinge und Vertriebene. Unter diesen und mit diesen 
lebten fast 4,5 Millionen ehemaliger Sowjetzonen-Bewohner bzw. DDR-Staatsbürger. Dass 
unter den Letzteren nicht alle als politische Flüchtlinge anerkannt worden sind und staatliche 
Leistungen erhielten, soll hier nur erwähnt bleiben. Wichtig ist die Gesamtzahl:
Ein Bevölkerungsteil in einer Millionen-Anzahl, gar noch in einer zweistelligen Millionen-
Anzahl, ist natürlich in der Lage, eine Lobby zu bilden. Organisiert hat sie sich als „Bund der 
Vertriebenen“. Für Verfolgte des SED-Regimes hat sie Entschädigungsregelungen (mit) auf 
den politischen Weg der Gesetzgebung begleitet. Dies ist ihr nicht hoch genug anzurechnen.
 
Der politische Rahmen war damals, im Zeitalter des „Kalten Krieges“, für Verfolgte des SED-
Regimes um vieles günstiger als heute. Diese Mitbürger waren ja dem Gegner in dieser 
Auseinandersetzung entronnen. Sie spielten als Zeugen eine wichtige Rolle.
So kann es nur auf den ersten Blick verwundern, dass nach Ende der Kalten Krieges viele 
Regelungen entfallen sind. Regelungen, die für Verfolgte des SED-Regimes eine große Hilfe 
darstellten.
 
Welche rechtliche Stellung und welche Hilfe gab es für sie vor dem 9. November 1989 in der 
alten Bundesrepublik ? Welche gibt es heute und welche gibt es nicht ?
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Die folgenden Seiten versuchen eine, zugegeben unvollständige, Zusammenfassung und 
einen Ausblick zu geben.

 
I.: Rechtliche Stellung und Hilfen für Verfolgte des SED-Regimes in der 
alten Bundesrepublik vor dem 9. November 1989 
 
I.1.: Die so genannte „Haftentschädigung“ des Häftlingshilfegesetzes (HHG)
 

Bereits am 6. 8. 1955 hatte der Bundestag das Gesetz über Hilfsmaßnahmen für 
Personen, die aus politischen Gründen in Gebieten außerhalb der Bundesrepublik 
Deutschland und Berlins (West) in Gewahrsam genommen wurden, erlassen [4]. 
 
Es war zunächst nur gedacht für diejenigen, die über die offene innerdeutsche Grenze 
geflüchtet waren. Doch entfaltete es auch nach dem Mauerbau weiter Wirkungen. 
Wörtlich führt die Gefangenenhilfsorganisation „amnesty international“ in einer 
Veröffentlichung vom Februar 1989 aus [5]:
 
Eine große Anzahl von politischen Gefangenen wird regelmäßig in die Bundesrepublik 
Deutschland freigelassen, und zwar gegen Zahlung der bundesdeutschen Regierung. Die 
Regierung in Bonn bezeichnet dieses Verfahren als „besondere Bemühungen“, inoffiziell 
nennt man es „Freikauf“. Die Existenz des Freikaufverfahrens wurde, als man Anfang 
der sechziger Jahre damit begann, geheimgehalten. Inzwischen ist es aber allgemein 
bekannt, ...
 
Das Häftlingshilfegesetz gewährte Versorgungsleistungen bei gesundheitlichen Schäden 
(vgl. unten  I.11.2. ) und Rentenleistungen (vergleiche unten  I.12. ). Weiter gewährte es 
eine Pauschalsumme je angefangenen Haftmonat. Diese bezeichnete der Gesetzgeber als 
„Eingliederungshilfen“. Dabei waren die Summen je Haftmonat nach der Höhe der 
Haftzeit gestaffelt.
Für längere Haftstrafen zahlte der Bund eine höhere Eingliederungshilfe je Haftmonat[6].
Die Eingliederung galt nach einem gewissen Zeitablauf als abgeschlossen.
Gesetzesänderungen wirkten sich nur auf jeweils neu Einzugliedernde aus.
 

I.2.: Die „Hauptentschädigung“, das Lastenausgleichsgesetz ( LAG )
 

Bereits am 14. August 1952, also noch vor Ergehen des BVFG und des HHG hatte der 
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Deutsche Bundestag das „Gesetz über den Lastenausgleich ( Lastenausgleichsgesetz – 
LAG )“ beschlossen[7]. Es diente der „Abgeltung von Schäden und Verlusten, die sich 
infolge der Vertreibungen und Zerstörungen der Kriegs- und Nachkriegszeit ergeben 
haben“[8].
Anspruchsberechtigt waren Vertriebene und Flüchtlinge, der Begriff wurde im Gesetz 
erläutert[9]. Das Gesetz galt zunächst nur für diejenigen, die zum genannten Stichtag, 
dem 31.12.1952[10] in der alten Bundesrepublik wohnten. Die Anerkennung als 
„Sowjetzonenflüchtling“ nach dem BVFG[11] eröffnete allerdings 
Lastenausgleichsansprüche über diesen Stichtag hinaus[12].
Das Gesetz gewährte einen Ausgleich für in der DDR enteignete, beschlagnahmte oder 
vom SED-Staat zur Plünderung preisgegebene Vermögenswerte. Dies waren in 
demselben als „Zonenschäden“ bezeichnet[13]. Der Ausgleich betrug 1969 höchstens 
50.000 DM[14].
Die Hauptentschädigung[15] des Lastenausgleichs wurde nach der Höhe des anerkannten 
Schadens und sozial gestaffelt gezahlt. Wer einen größeren Vermögensschaden erlitten 
hatte, bekam davon einen geringeren prozentualen Lastenausgleich ausgezahlt. Wer 
einen vergleichsweise geringeren Vermögensschaden erlitten hatte, bekam davon einen 
höheren prozentualen Lastenausgleich[16].
Weiter gewährte das Gesetz für den in der DDR verlorenen Hausrat eine pauschale 
Entschädigung.[17]
 

I.3.: Hilfen in der Ausbildung
 

Bereits zwei Jahre vor Erlass des LAG, am 19. Juni 1950 hatte der Bundestag das 
Heimkehrergesetz[18] ( HkG ) erlassen. Es war zunächst für ehemalige Kriegsgefangene 
und Verschleppte gedacht. Ehemalige politische Häftlinge, die im Machtbereich der SED 
länger als drei Monate in Gewahrsam gewesen sind,[19] hatten Anspruch auf Leistungen 
nach dem HkG. Diese lauteten unter anderem auf monatlich zu zahlende 
Ausbildungsbeihilfen[20]. Die Ausbildungsbeihilfen wurden auch an Studierende 
gezahlt. Dann nämlich, wenn diese in der DDR aus Gründen politischer Verfolgung 
keinen zumutbaren Beruf haben erlernen können.
Weiter wurde aus dem sogenannten „Garantiefond“ jedem Studierenden aus der DDR im 
Alter bis zu 35 Jahren zusätzlich zu den BAföG-Leistungen ein Zuschuss von monatlich 
DM 100,- gewährt.
In den mit öffentliche Mitteln geförderten Lehrwerkstätten waren bevorzugt ehemalige 
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politische Verfolgte und andere Vertriebenen und Flüchtlinge auszubilden.[21] Dies 
solange, bis der prozentuale Anteil der Auszubildenden unter den Vertriebenen und 
Flüchtlingen im Gebiet der Körperschaft dem prozentualen Anteil der Vertriebenen und 
Flüchtlingen im Gebiet entsprach.

 
I.4.: Hilfen in der Arbeitsförderung

I.4.1.: Bevorzugte Vermittlung auf dem Arbeitsmarkt
 
Die Bundesanstalt für Arbeit hatte ehemalige politische Verfolgte wie alle Vertriebenen 
und Flüchtlinge bevorzugt in Arbeit zu vermitteln. Dies solange, bis der prozentuale 
Anteil der Arbeitslosen unter den Vertriebenen und Flüchtlingen mindestens so niedrig 
war, wie der prozentuale Anteil der Arbeitslosen unter den „Einheimischen“ auch.[22] 
 
Zur Schaffung von Dauerarbeitsplätzen für Verfolgte und andere Vertriebene und 
Flüchtlinge wurden zinsverbilligte Kredite gewährt.[23]
 
I.4.2.: Arbeitslosengeld und – hilfe
 
Für ehemalige politische Gefangene, die länger als drei Monate in Gewahrsam waren, 
galt die Anwartschaft auf Leistungen für Arbeitslosengeld und Arbeitslosenhilfe als 
erfüllt.[24] Die Regelung stellte meist keine Besserstellung dar, da Beschäftigungszeiten 
in der DDR generell für die Anwartschaft auf Leistungen für Arbeitslosengeld und 
Arbeitslosenhilfe mitzählten.
      

I.5.: Hilfen in der Unternehmensgründung
 

Ehemalige politische Verfolgte, die glaubhaft machten, in der DDR ein Handwerk 
ausgeübt zu haben, wurden wie alle Vertriebenen und Flüchtlingen in die Handwerksrolle 
eingetragen.[25]
 
Sofern sie glaubhaft machten, in der DDR zur Ausübung des Arzt- Zahnarzt- oder 
Dentistenberufes befähigt gewesen zu sein, wurden sie zur Kassenpraxis zugelassen.[26] 
Ihre Zulassung war bevorzugt zu erteilen.[27]
 
Ehemalige politische Verfolgte waren bei der Vergabe öffentlicher Aufträge bevorzugt 
zu berücksichtigen.[28]
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Soweit dem Verfolgten in der DDR ein Unternehmen genommen worden ist, konnte er 
ein Aufbaudarlehen zur Gründung eines neuen Unternehmens in Anspruch nehmen.[29]
 
Zur Schaffung von Dauerarbeitsplätzen für Verfolgte und andere Vertriebene und 
Flüchtlinge wurden, wie bereits erwähnt ( I.4.1.), weitere zinsverbilligte Kredite 
gewährt.[30] Diese sollten bevorzugt an Verfolgte und andere Vertriebene und 
Flüchtlinge ausgereicht werden.[31]
 

I.6.: Steuererleichterungen
 

I.6.1.: Weitere Hilfen in der Unternehmensgründung
Ehemaligen politische Gefangene die sich selbständig machten konnten, wie alle 
Vertriebenen und Flüchtlinge auch, Sonderabschreibungen in Anspruch nehmen[32].
 
I.6.2.: Absetzen des neu angeschafften Hausrates von der Steuer
Der in der alten Bundesrepublik neu angeschaffte Hausrat und die neu angeschaffte 
Kleidung wurden steuerlich als außergewöhnliche Belastung anerkannt.[33]
Ehemaligen politisch Verfolgten wurde wie allen Vertriebenen und Flüchtlingen in den 
ersten drei Jahren nach Eintreffen in der alten Bundesrepublik ein Steuerfreibetrag 
eingeräumt[34].
 

I.7.: Zinsverbilligte Einrichtungsdarlehen des Bundes
Der Bund bewilligte zinsverbilligte Einrichtungsdarlehen an Übersiedler aus der DDR. 
Im Jahre 1984 z.B. betrugen diese für Alleinstehende DM 3.000,- und für die zweite und 
jede weitere zum Haushalt gehörende Person DM 1.000,-.
 

I.8.: Wohnungsförderung
Ehemalige politisch Verfolgte wie alle Aus- und Übersiedler aus der DDR gehörten zu 
den Zielgruppen des öffentlich geförderten sozialen Wohnungsbaus.
1984 z.B. war das nach § 25 des Zweiten Wohnungsbaugesetzes maßgebliche 
Jahreseinkommen für den Bezug von Sozialwohnungen für diesen Personenkreis um DM 
6.300 angehoben.
 

I.9.: Pfändungsschutz
 

Ehemalige politische Gefangene, die länger als drei Monate in Gewahrsam waren, waren 
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bis 12 Monate nach Eintreffen im Bundesgebiet unpfändbar. Auf ihren Antrag hin konnte 
das Vollstreckungsgericht in diesem Zeitraum Maßnahmen der Zwangsvollstreckung 
ganz oder teilweise aufheben, untersagen oder zeitweilig aussetzen.[35]
 

I.10.: Weitere, kommunale Hilfen
 

Einige kommunale Nahverkehrsgesellschaften gewährten ehemaligen politischen 
Verfolgten im Ankunftsjahr in der alten Bundesrepublik einen Freifahrtschein.

 
I.11.: Absicherungen im Krankheitsfall
 

I.11.1.: Krankenversicherung
 
Ehemalige politisch Verfolgte wie alle Aus- und Übersiedler, die krank im 
Altbundesgebiet eintrafen oder innerhalb von drei Monaten erkrankten, hatten gegenüber 
der gesetzlichen Krankenkasse Anspruch auf Leistungen. Eine vorherige Beitragsleistung 
war nicht erforderlich.[36]
 
I.11.2.: Leistungen der Versorgungsämter 
 
Ehemalige politische Gefangene, die in der Haft eine gesundheitliche Schädigung erlitten 
hatten, erhielten wegen der gesundheitlichen und wirtschaftlichen Folgen der Schädigung 
Versorgung nach Maßgabe des Gesetz über die Versorgung der Opfer des Krieges, 
BVG.[37] Diese umfasste Heilbehandlungs- und weitere Maßnahmen [38], sowie die 
Beschädigtenversorgung[39]. Zu den Vollzugsproblemen der heute noch bestehenden 
Regelung ist unten ( III.3. ) hingewiesen.

 
I.12.: Rentenversicherung und Pensionen
 
I.12.1.: Fremdrentengesetz 

 
Bereits am 7. August 1953 [40] hatte der Deutsche Bundestag das Gesetz über 
Fremdrenten der Sozialversicherung an Berechtigte im Bundesgebiet und im Land Berlin 
( Fremdrentengesetz ) beschlossen. Wie der Name des Gesetzes andeutet, leisteten die 
Rentenversicherungsträger aufgrund des Gesetzes für Beiträge, die in ein fremdes 
Rentenversicherungssystem eingezahlt worden sind. 
Voraussetzung war, dass der Berechtigte seinen Wohnsitz in der alten Bundesrepublik 
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genommen hatte.
Das Gesetz garantierte denen, die in die alte Bundesrepublik überwechselten (oder 
überliefen ), einen Gegenwert für in der Heimat erworbene Rentenanwartschaften.
Es war insofern ein sehr wirksames Mittel im Kalten Krieg, setzte es doch voraus, dass 
Überläufer mit der politischen Ordnung brachen, in welcher sie zuvor gearbeitet hatten.
 

I.12.2.: Haftzeiten als Ersatzzeiten bei Rentenversicherten
 
Bereits die Reichsversicherungsordnung sah sogenannte „Ersatzzeiten“ vor, die bei der 
Rentenberechnung zu berücksichtigen waren.[41] Dies sind z.B. auch Zeiten als 
Wehrpflichtiger oder Kriegsgefangener. Heute sind die Vorschriften über Ersatzzeiten in 
§ 250 des Sozialgesetzbuches VI (SGB VI)[42] zusammengefasst.
 
Der rentenrechtliche Wert der Ersatzzeit bemisst sich nach dem Lebens-
Durchnittseinkommen des Versicherten [43]. Hat jemand nach der Ersatzzeit einen 
beruflichen Aufstieg genommen, so ist die Ersatzzeit rentenrechtlich „wertvoller“ als die 
Pflichtversicherung in dieser Zeit gewesen wäre. Fand ein solcher Aufstieg nicht statt, so 
haben diese Zeiten auch weniger Wert.
Zeiten politischen Gewahrsams im Sinne des Häftlingshilfegesetzes wurden stets als 
Ersatzzeiten angerechnet [44].
 

I.12.3.: Haftzeiten als Pensionszeiten bei Beamten
 
Bereits in den Beamtenersorgungsgesetzen der Länder galt der Grundsatz, dass Zeiten als 
Berufssoldat, Wehrpflichtiger, Kriegsgefangener oder Zeiten politischen Gewahrsams im 
Sinne des Häftlingshilfegesetzes als ruhegehaltsfähige Dienstzeiten gelten. Dies fand 
auch Eingang in das Beamtenversorgungsgesetz in der Fassung von 1987[45]. 
Zeiten politischen Gewahrsams im Sinne des Häftlingshilfegesetzes sind bei der Pension 
eines Beamten zu berücksichtigen [46].

I.13.: Ausgeschlossene Personen
Die oben zitierten Vorschriften waren unter dem Eindruck des Kalten Krieges entstanden. So 
ist es nur zu folgerichtig, dass die genannten Leistungen den Personen nicht zufließen sollten, 
die in diesem Kalten Krieg auf der Seite des Gegners gestanden haben oder auf dieser Seite 
stehen [47]. 
Ob es innerhalb des Kreises der Ideologen des Sozialismus Moskauer Prägung auch 
Auseinandersetzungen und Verfolgungen gegeben hat, interessierte den Gesetzgeber nicht. 
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Was Kommunisten sich untereinander antun, sei nichts wofür der deutsche Steuerzahler 
zahlen sollte.
Die Regelung ist im Vergleich zum Bundesentschädigungsgesetz [48] auch folgerichtig. 
Auch das Gesetz zur Entschädigung für Opfer der nationalsozialistischen Verfolgung sah 
einen solchen Ausschluss vor. Es bestimmte, dass ein Verfolgter im Grundsatz dann keine 
Leistungen bekommen sollte, wenn er selbst einmal Mitglied der NSDAP oder Mitglied in 
einer ihrer Gliederungen gewesen ist [49].
Ausgenommen von diesem Grundsatz waren nur die letztgenannten 
Sozialversicherungsleistungen[50]. Sie gelten im System des deutschen Rechts  als 
Gegenleistung für eingezahlte Beiträge. Wer Beiträge einnimmt oder als eingenommen 
akzeptiert, so wird Jahre später das Bundesverfassungsgericht zum Anspruchs- und 
Anwartschaftsüberführungsgesetz - AAÜG entscheiden, der hat Eigentum des Bürgers inne 
[51]. Die Verweigerung oder übermäßige Beschränkung von Gegenleistungen für diese 
Beiträge, so das Bundesverfassungsgericht, stellt eine unzulässige Enteignung dar.

II.: Der Fall der Mauer und die Deutsche Einheit: Wegfall von Regelungen
 

Die Regelungen zugunsten politisch Verfolgter in der alten Bundesrepublik waren ein 
Gerüst von Eingliederungshilfen für politische Flüchtlinge aus der sogenannten 
„Sowjetzone“. Mit dem Beitritt der DDR in das Staatsgefüge der alten Bundesrepublik 
[52] verlor dieses Gerüst seine Begründung.
Zugleich waren die Regelungen auch Bestandteil einer Kriegsfolgengesetzgebung. Mit 
dem Zwei-Plus-Vier-Vertrag [53] aber war die Nachkriegszeit für Deutschland 
völkerrechtlich abgeschlossen.
Mit dieser Begründung traten die oben erläuterten Regelung im Beitrittsgebiet nicht oder 
nur mit Einschränkungen in Kraft beziehungsweise wurden kurz vor oder kurz nach 
Inkrafttreten des Einigungsvertrages im gesamten Bundesgebiet aufgehoben oder auf 
einen Kern reduziert.
Dazu im Einzelnen:
 

II.1.: Häftlingshilfegesetz (HHG)
Das HHG wurde mit Gesetz vom 26. 6. 1990  zunächst bundeseinheitlich geändert [54]. Nach 
dem Willen des Gesetzgebers sollte es nur noch für die Inhaftierungen gelten, die vor 
Gründung der DDR oder außerhalb derselben vollzogen worden sind. Unbefriedigend ist die 
Fassung des § 1 des Gesetzes geblieben. Leistungen erhalten danach nur die Personen, die 
nach 1945 vom Boden der Sowjetischen Besatzungszone aus verschleppt und inhaftiert 
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wurden[55]. Personen, die 1945 aus ihren Heimatorten Breslau, Stettin oder Königsberg nach 
Russland zur Zwangsarbeit verschleppt wurden, erhalten im Beitrittsgebiet keinerlei 
materielle Entschädigung. Was schlimmer ist: soweit sie Frauen sind, erhalten sie auch keine 
Anrechnung der Haftjahre auf die Rente. Einen Ausgleich des Schadens in der 
Sozialversicherung gibt es nämlich für der Verschleppten von jenseits von Oder und Neiße 
nur als einen Ausgleich wegen Kriegsgefangenschaft. Dies ist dann der Fall, wenn der 
Verschleppte die Uniform der Deutschen Wehrmacht getragen hat. Im Ergebnis heißt dies, 
dass zum Beispiel

•         ein deutscher Mann, der im Frühjahr 1945 aus Königsberg als siebzehnjähriger 
Flakhelfer nach Sibirien zur Zwangsarbeit verschleppt wurde, diese Zeit als Ersatzzeit in 
der Rentenberechnung anerkannt bekommt[56], während
•         eine deutsche Frau, die im Frühjahr 1945 aus Königsberg als siebzehnjährige nach 
Sibirien zur Zwangsarbeit verschleppt wurde, völlig leer ausgeht. Über die 
Regelschicksale 17-, 18- oder 19- jähriger internierter Mädchen unter einer nach vier 
Jahren Krieg verrohten Soldateska soll hier nicht weiter ausgeführt werden.

 
Für Freiheitsbeschränkungen durch DDR-Einrichtungen gab es kurze Übergangslösungen. 
Danach wurden sie ausschließlich vom Regelungsinhalt des  am 29.10.1992 beschlossenen 
Strafrechtlichen Rehabilitierungsgesetzes  erfasst[57]. Letzteres übernahm aber fast 
wortgleich die Regelungen des HHG.
In der Fassung vom 26. 6. 1990  trat das HHG im Beitrittsgebiet in Kraft. Beschränkungen 
waren für verfolgte Deutsche aus den Staaten Ost- und Ostmitteleuropas vorgesehen [58]
 
II.2.: Neuregelung zu in der DDR enteignetem Vermögen: das Vermögensgesetz
Mit Fall  der Mauer konnte es keine „Sowjetzonenflüchtlinge“ mehr geben, deren Ansprüche 
nach dem 31.12.1952 mit dem LAG zu berücksichtigen wären. Das Lastenausgleichsgesetz 
selbst wurde zwar in seiner Struktur nicht geändert[59]. Allerdings wurden seine Regelungen 
durch das Vermögensgesetz[60] überlagert, das für in der DDR enteignetes Vermögen nicht 
die Entschädigung , sondern die Rückgabe als Prinzip vorsah. Die Rückgabe der in der DDR 
enteigneten Vermögenswerte ist an die Rückzahlung des für die Enteignung gewährten 
Lastenausgleiches geknüpft [61]. 

 
II.3.: Hilfen in der Ausbildung
Das Heimkehrergesetz, das Verfolgten die Finanzierung einer Berufsausbildung, auch eines 
Studiums durch das Arbeitsamt gewährte, trat im Beitrittsgebiet nicht in Kraft [62]. Es wurde 
mit Gesetz vom 21. 12. 1992 bundeseinheitlich aufgehoben [63].
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Ebenfalls trat der „Garantiefond“ nicht mehr in Geltung.
Die Regelungen des BVFG, die die bevorzugte Ausbildung von Verfolgten vorsahen, traten 
im Beitrittsgebiet nicht in Kraft[64]. Sie wurden später bundesweit aufgehoben.[65]

Regelungen zur Berufsausbildung Verfolgter, die nicht ganz so weitherzig ausgefallen 
sind, beinhaltet das „Berufliche Rehabilitierungsgesetz“ (siehe unten, III.5.2. ), sowie 
eine Änderung des BAFöG (siehe unten, III.6.2.  ).
 

II.4.: Hilfen der Arbeitsförderung, Arbeitslosengeld und –hilfe 
Die Regelungen des BVFG, die auch die bevorzugte Vermittlung von Verfolgten vorsahen, 
traten im Beitrittsgebiet nicht in Kraft[66]. Sie wurden später bundesweit aufgehoben.[67]
Auch das HkG, das die Anwartschaften für Arbeitslosengeld und –hilfe als gegeben ansah, 
trat im Beitrittsgebiet nicht in Kraft [68]. Es wurde später bundesweit aufgehoben[69].
 
II.5.: Hilfen in der Unternehmensgründung
Die Regelungen, insgesamt Regelungen des BVFG oder des LAG, traten im Beitrittsgebiet 
nicht in Kraft[70]. Sie wurden später bundesweit aufgehoben.[71]

 
II.6.: Steuererleichterungen
Sonderregelungen waren in den EstG’en ab 1990 nicht mehr vorgesehen.
 
II.7.: Keine zinsverbilligten Einrichtungsdarlehen des Bundes

Zinsverbilligte Einrichtungsdarlehen gibt es für Verfolgte seit 1990 im Beitritts- wie im 
Altbundesgebiet nicht mehr.
 

II.8.: Wohnungsförderung
Für den Bezug von Sozialwohnungen gibt es für Verfolgte im Beitrittsgebiet keine 
gesonderten Höchst-Einkommensgrenzen.

 
II.9.: Kein Pfändungsschutz
Die Regelung des Pfändungsschutzes für ehemalige politische Gefangene, eine Regelung des 
HkG, trat im Beitrittsgebiet nicht in Kraft [72].

 
II.10.: Kommunale Hilfen
Untergesetzliche Versuche wurden in der Stadt Leipzig mit einem „Sachgebiet Verfolgte“ im 
Sozialamt angestrebt, nach Erlass des sogenannten „Zweite SED-
Unrechtsbereinigungsgesetzes“[73] 1994 aber nicht mehr verfolgt. Vielmehr hat die Stadt 
Leipzig bis 2001 einen in der Stadt ansässigen, bundesweit tätigen Verfolgtenverband mit 
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Personalkostenzuschüssen gefördert.
 
II.11.: Absicherungen im Krankheitsfall 

      
II.11.1. : Krankenversicherung
Die DDR-Systeme der gesetzlichen Krankenversicherung wurden mit Einführung des 
Sozialgesetzbuches IV im Beitrittsgebiet zum 01.01.1991 in das gesamtdeutsche System 
übergeleitet. Der Einigungsvertrag sah Überleitungsvorschriften vor.[74]
II.11.2.: Leistungen der Versorgungsämter 
Ehemalige politische Gefangene, die in der Haft eine gesundheitliche Schädigung erlitten 
hatten, erhalten weiter Versorgung nach Maßgabe des Gesetz über die Versorgung der 
Opfer des Krieges, BVG.[75] Zu den Vollzugsproblemen dieser Regelung ist unten ( 
unter III.3.  ) hingewiesen.

 
II.12.: Rentenversicherung und Pensionen
 
II.12.1.: Überleitung der DDR-Rentensysteme, Wegfall d. Fremdrentengesetzes 

Das Fremdrentengesetz trat im Beitrittsgebiet zunächst nicht[76], später als Art. 35 des 
Gesetzes zur Herstellung der Rechtseinheit in der gesetzlichen Renten- und 
Unfallversicherung ( Rentenüberleitungsgesetz – RÜG ) am 1.1.1992 in Kraft[77].
Die Überleitung der DDR-Rentenanwartschaften in das System der bundesdeutschen 
Rentenversicherung sollte das Fremdrentengesetz seitdem nicht mehr regeln. Vielmehr 
betrifft es jetzt die Anerkennung der wiederum auch den DDR-Rentensystemen fremden 
Altersversorgungen.
 
Die Überleitung der DDR-Rentenversicherungssysteme regelten die Art. 2 und 3 des 
Rentenüberleitungsgesetzes – RÜG für ganz Deutschland neu.
Gerade Artikel 3 RÜG, der die Überführung der Ansprüche und Anwartschaften aus 
Zusatz- und Sonderversorgungssystemen regelt[78] gibt genügend Anlass zu politischem 
Streit. Zusatz- und Sonderversorgungssysteme hatte der SED-Staat für die geschaffen, die 
er mit Sonderleistungen bedenken wollte. Und das waren gewiss nicht seine Gegner.
Im Gegensatz zum Fremdrentengesetz setzt das RÜG auch nicht voraus, dass der 
Rentenempfänger zu seiner bisherigen Tätigkeit auf Abstand geht. Warum sollte er auch 
? Das Gesetz bedenkt ihn ja gerade wegen dieser Tätigkeit mit Sonder- und 
Zusatzleistungen aus Sonder- und Zusatzversorgungssystemen. Er hat 
überdurchschnittlich hohe Renten.
Seit Geltung des Artikel 3 RÜG stellen Verfolgte des SED-Regimes völlig zu recht 
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Vergleichsberechnungen an. Wörtlich berichtet eine Abgeordnete des Landtages von 
Sachsen-Anhalt[79]:
 
„Mein Gesprächspartner meinte verbittert: Zehn Jahre als Wärter im Gelben Elend 
waren ertragreicher für die künftige Rente als 20 Jahre als politischer Häftling in 
Bautzen.“

 
II.12.2.: Haftzeiten als Ersatzzeiten

Zeiten politischen Gewahrsams im Sinne des Häftlingshilfegesetzes werden weiterhin als 
Ersatzzeiten angerechnet. Ersatzzeiten sind zusätzlich auch Zeiten eines 
Freiheitsentzuges, soweit dazu eine auf Rehabilitierung oder Kassation erkennende 
Entscheidung ergangen ist [80]. 
Der rentenrechtliche Wert einer Ersatzzeit bemisst sich nach dem Lebens-
Durchnittseinkommen des Versicherten [81]. Die rentenrechtlichen Regelungen des 
Beruflichen Rehabilitierungsgesetzes zielen auf die berufliche Stellung zur Zeit der 
Inhaftierung ab (vergleiche unten III.5.1. ). 
Hat jemand nach der Ersatzzeit einen beruflichen Aufstieg genommen, was nach einer in 
jungen Jahren erfolgten Haftentlassung in den Westteil Deutschlands immer der Fall sein 
dürfte, so ist die Ersatzzeit rentenrechtlich „wertvoller“ als die rentenrechtliche 
Berücksichtigung nach den Regelungen des Beruflichen Rehabilitierungsgesetzes. Selbst 
bei einer Haft in jungen Jahren mit anschließender Entlassung in die DDR dürfte die 
Anrechnung als Ersatzzeit in der Regel den für den Rentenempfänger günstigeren Weg 
darstellen. In jungen Jahren steht man in der Regel in keinem politischen System auf der 
Spitze seines beruflichen Erfolges.
 
Da das Berufliche Rehabilitierungsgesetz bestimmt, dass immer der für den Verfolgten 
günstigere Weg in der Rentenberechnung Anwendungen findet[82], laufen die 
Regelungen des Beruflichen Rehabilitierungsgesetzes für Zeiten politischer Haft in der 
Regel leer. 
 

II.12.3.: Haftzeiten als Pensionszeiten
 
Die Regelung, dass Zeiten politischen Gewahrsams bei der Pension eines Beamten zu 
berücksichtigen sind, wurde mit § 12 b des Beamtenversorgungsgesetzes eingeschränkt. 
Diese Zeiten gelten dann nicht als ruhegehaltsfähige Dienstzeiten, wenn der Beamte sich 
in der DDR einen Rentenanspruch erworben hat. Dies ist immer dann der Fall, wenn er 
im Rentenverlauf auf mindestens 5 Jahre Pflichtbeitragszeiten verweisen kann [83].
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In den Genuss der Regelung können damit nur (noch) die Bürger kommen, die in jungen 
Lebensjahren die DDR verlassen haben oder in jungen Lebensjahren den 
Zusammenbruch der DDR erlebt haben.
 

 
III.:     Rechtliche Stellung und Hilfen für Verfolgte des SED-Regimes im 
Beitrittsgebiet nach dem 3. Oktober 1990
 
Die oben aufgeführten Regelungen waren Eingliederungshilfen für Zuwanderer in die 
alte Bundesrepublik. Ab 1990 galt es, diese zu  Entschädigungsregelungen, geeignet auch 
für ein Leben im Beitrittsgebiet umzugestalten.
 
Zugegeben: der westdeutsche Blick auf die persönliche Vergangenheit in der DDR wirft 
Fragen auf. Wer waren die Opfer, wer die Täter ? Fast unlösbar erscheinen diese Fragen 
aus westdeutscher Sicht, wenn man gar noch Vaclav Havel zitiert, der schreibt:
 
„In dem posttotalitären System führt diese Linie de facto durch jeden Menschen, denn 
jeder ist auf seine Art ihr Opfer und ihre Stütze [84]“.
 
Melden sich doch als DDR-Verfolgte gar nicht wenige Menschen zu Wort, die einst ein 
offenes Bekenntnis zur „Sozialistischen Alternative DDR“ als dem „besseren 
Deutschland“ abgelegt haben [85].
 

Wie weit ist der Kreis der zu Entschädigenden zu ziehen ?
Allen über 17 Millionen Menschen, die beim Fall der Mauer in der DDR lebten, hat ein 
Leben im SED-Staat letztendlich nicht das geboten, was die alte Bundesrepublik ihnen 
vielleicht hätte bieten können. Sogar die Mitglieder des Politbüros der SED selbst, die sich 
1989 mit einem Monatssalär von 5.500 DDR-Mark[86] bedachten, waren im 
gesamtdeutschen Vergleich arme Schlucker.

 
War es ja letztendlich auch dieser Grund, der in den auf den 09. November 1989 folgenden 
11 Monaten fast eine Million DDR-Bürger bewegte, ihr Glück im Westen zu suchen.

 
Und mit Sicherheit war die DDR nicht mit ausschließlich 17 Millionen von zu 
entschädigenden Opfern bevölkert.
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III.1.:  Die von jeder Entschädigung ausgeschlossenen Personen
 

III.1.1.:     Eine neue Regelung zum Anspruchsausschluss wird eingeführt
 
Bevor der Bundestag das Gesetz über die Rehabilitierung und Entschädi­gung von 
Opfern rechtsstaatswidriger Strafver­folgungsmaßnahmen im Beitrittsgebiet[87] 
verabschiedete, regelte er zunächst die Entschädigung für Verfolgte des 
Nationalsozialismus.
Mit dem Gesetz vom 22. April 1992 [88] schuf er für die Entschädigung von NS-Opfern 
ein Sonderrecht des Beitrittsgebietes, das sehr im Widerspruch zu den im Westteil 
geltenden Regelungen steht.
Im Westteil Deutschlands gilt das Bundesentschädigungsgesetz, das Einmal-Zahlungen 
und Unterhalts-Renten für Hinterbliebene, für Nachkommen in der Regel bis höchstens 
zur Vollendung des 27. Lebensjahres leistete.
 
Im Ostteil Deutschlands griff das Gesetz über Entschädigungen für Opfer des 
Nationalsozialismus im Beitrittsgebiet auf die Anordnung des Ministerrates der DDR 
vom 20. September 1976 zurück. Es leitet die Zahlungen aufgrund dieser Anordnung in 
Bundesrecht und in DM über („Opfer-des-Faschismus-Renten=OdF-Renten“). Das 
Gesetz gibt NS-Verfolgten im Beitrittsgebiet eine lebenslang zu gewährende Monatsrente 
von DM 1500,-. Es gibt direkten Nachkommen von NS-Verfolgten eine lebenslang zu 
gewährende Monatsrente von DM 300,-  bzw. 500,-.
 
NS-Verfolgte, die Leistungen nach den im Westteil Deutschlands geltenden Regelungen 
erhalten haben oder hätten erhalten können, sind vom Bezug der lebenslang zu 
gewährenden Monatsrente ausgeschlossen [89]. Nach Mitteilung des 
Bundesinnenministeriums ist dadurch allein in den Jahren 1992 bis 2001 im 
Beitrittsgebiet das 7-fache von dem an Leistung geflossen, was für NS-Verfolgte im 
Altbundesgebiet je geflossen ist.
 
Um die Ausschlussgründe bei der Weiterzahlung dieser OdF-Renten wurde lange 
gerungen. Natürlich wehrte sich die PDS-Fraktion im Bundestag dagegen, diejenigen von 
der Leistung auszuschließen, die „nach dem 23. Mai 1949 die freiheitliche demokratisch 
Grundordnung im Sinne des Grundgesetzes bekämpft haben“ [90]. Natürlich sollte nach 
ihrem Willen die Rente denen nicht verwehrt werden, die „dem in der sowjetischen 
Besatzungszone und im sowjetisch besetzten Sektor von Berlin herrschenden System 
erheblich Vorschub geleistet“ haben [91].
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Die Ministerratsanordnung setzte ja voraus, dass der Empfänger der „Ehrenrente“ seine 
Treue zur DDR als dem „besseren Deutschland“ nie in Zweifel gestellt hatte.
Und ohne hier Ungleiches gleich setzen zu wollen: Wenn schon die alte Bundesrepublik 
ihren politischen Feinden eine NS-Entschädigung verweigert hatte [92] – der SED-Staat 
hatte seinen politischen Gegnern unter den NS-Opfern natürlich nichts gezahlt. Nicht 
umsonst bestimmte das Gesetz über Entschädigungen für Opfer des Nationalsozialismus 
im Beitrittsgebiet, dass die ge-nannten Renten auch denen im Beitrittsgebiet zufließen 
sollten, die tatsächlich NS-Verfolgte wa-ren, denen der SED-Staat aber aus Gründen der 
Polit-Räson eine solche Leistung verwehrt hatte [93].
 
Nein, es fehlte 1992 die politische Kraft, die westdeutschen Ausschlussregelungen in der 
NS-Entschädigung für das Beitrittsgebiet durchzusetzen. Derjenige, der sich nach 
erlittener NS-Verfolgung dem Kommunismus zugewandt hatte oder an ihm festhielt, 
derjenige, der gezielt und gewollt den SED-Staat hochgehalten hat, sollte ganz bewusst 
eine monatlich wiederkehrende Leistung erhalten. So wurde ein neuer 
Ausschlusstatbestand geboren:
 
Leistungen nach dem Gesetz über Entschädigungen für Opfer des Nationalsozialismus im 
Beitrittsgebiet sollte der nicht erhalten, der „gegen die Grundsätze der Menschlichkeit 
oder Rechtsstaatlichkeit verstoßen oder in schwerwiegendem Maße seine Stellung zum 
eigenen Vorteil oder zum Nachteil anderer missbraucht hat“ [94].
 
Der oben genannte Rechtsbegriff ist seitdem in viele Gesetze übernommen worden, unter 
anderem in das sächsische RNBG. Und seit dem Beschluss des 1. Senats des 
Bundesverfassungsgericht vom 21.09.2000 dazu dürfte es kaum noch möglich sein, 
einem DDR-Systemträger vorzuhalten, dass er „gegen die Grundsätze der Menschlichkeit 
oder Rechtsstaatlichkeit verstoßen“ habe [95] .
 
III.1.2.: Die neue Ausschlussregelung wird auf alle Gesetze übergeleitet 

 
Ein politisches Gewaltregime, das seinen Bürgern die elementarsten Menschenrechte 
verweigert, verweigert es auch seinen Helfern und Helfershelfern.
Die vor der Wiedervereinigung im Westteil Deutschlands ergangenen Gesetze zur 
Entschädigung der Opfer eines Gewaltregimes haben deshalb in zwei Wirkungskreise 
unterschieden:
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Willkürliche Entscheidungen in einem Gewaltregime 
 
 
 
Willkürliche Entscheidungen gegenüber 
Dritten, die keine Systemträger sind

 Willkürliche Entscheidungen  unter den Kadern 
in den eigenen Organisationen

 
Alle vor der Wiedervereinigung im Westteil Deutschlands ergangenen Gesetze zur 
Entschädigung der Opfer eines Gewaltregimes haben eine Entschädigung für diejenigen 
ausgeschlossen, die selbst das Regime getragen haben. Das Parteimitglied einer 
totalitären Partei, das geltend macht, um eine sichere Karriere gebracht worden zu sein, 
sollte gar nicht erst gehört werden.
Es lässt sich nur darüber mutmaßen, warum die  nach dem 3. Oktober 1990 für das 
Beitrittsgebiet erlassenen Regelungen für Verfolgte des SED-Regimes diesen Grundsatz 
aufgegeben haben. Es ist geschehen, die seitdem erlassenen Gesetze zu Verfolgten des 
SED-Regimes [96] haben den oben zum Gesetz über Entschädigungen für Opfer des 
Nationalsozialismus im Beitrittsgebiet  genannten Ausschlusstatbestand 
übernommen[97]. 
So lassen die Regelungen eine Differenzierung in Unrecht und Willkür innerhalb der 
SED-Eliten und dem außerhalb derselben vollständig vermissen. Und dass jemand selbst 
einmal „in dem in der sowjetischen Besatzungszone und im sowjetisch besetzten Sektor 
von Berlin herrschenden System erheblich Vorschub geleistet“ hat, ist nach dem 
geltenden Recht nunmehr kein Grund, ihn von Entschädigungsleistungen auszuschließen. 
Wörtlich heißt es zur Benennung der von Leistungen ausgeschlossenen Personen in einer 
Begründung der Bundesregierung zu den  „SED-Unrechtsbereinigungsgesetzen“:
 

Die Prüfung der Frage, ob infolge des früheren Verhaltens des Anspruchsstellers in 
der ehemaligen DDR dessen Folgeansprüche ausgeschlossen sind, darf nicht ohne 
Berücksichtigung der tatsächlichen Verhältnisse in dem untergegangenen 
Unrechtsstaat erfolgen. 40 Jahre Diktatur bringen es nahezu zwangsläufig mit sich, 
dass jedenfalls geringfügige Belastungen in einer Vielzahl von Fällen nicht 
ausbleiben konnten.  Anliegen ... ist es daher, ... dieser Gegebenheit Rechnung zu 
tragen und ... kollektive politische Fehlvorstellungen ... nicht per se zu „bestrafen“ 
[98].

Anspruchsberechtigt kann damit zunächst auch jedes ehemalige SED-Mitglied sein. 
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Mehr noch: die innerparteilichen Kader-Entscheidungen der SED kann ein ehemaliges 
oder jetziges Parteimitglied heute überprüfen, für schlechthin rechtsstaatswidrig 
erklären[99] und sich entschädigen lassen.
 
So kann es dann auch nicht mehr verwundern, dass die Berliner Rehabilitierungsbehörde 
einem ehemaligen SED-Mitglied zu einer Rentennachzahlung in fünfstelliger Höhe 
verhalf. Die Parteileitung hatte über das insgesamt 33 Jahre lang treue Mitglied intern 
vermerkt: „Ist nur zu Kellerarbeiten zu gebrauchen“. Das, so entschied die Behörde, sei 
schlechthin rechtsstaatswidrig. Das SED-Mitglied sei infolge dessen gehindert gewesen, 
sich beruflich zu verwirklichen und als Opfer zu entschädigen.
 
Der Fall stellt in Bezug auf die Renten-Nachzahlung eine Ausnahme dar.
In der Regel schafft weder das „Verwaltungsrechtliche Rehabilitierungsgesetz“ noch das 
„Berufliche Rehabilitierungsgesetz“ für den Betroffenen eine Folge herbei, die richtig 
Geld kostet.
 
Fast die Hälfte aller Bescheide nach dem Beruflichen Rehabilitierungsgesetz führen zu 
keinem Pfennig an Rentenerhöhung. Teilweise, weil die Regelungen des allgemeinen 
Rentenrechts[100] schon eine günstigere Folge herbeigeführt haben (siehe dazu oben, 
II.12.2.) Teilweise aber auch, weil das allgemeine Rentenrecht der DDR außerhalb der 
Zusatz- und Sonderversorgungssysteme dem Ingenieur auch keine höhere Rente 
verschafft hat als dem einfachen Arbeiter.
Die Rentenerhöhungen, zu denen die übrigen Bescheide führen, können bei jedem 
zweiten derselben vernachlässigt werden [101]. Sie kosten den Steuerzahler also 
überwiegend „nur“ das Gehalt der Bediensteten, die eine solche Bescheinigung 
ausstellen.
An diesem unbefriedigenden Zustand rührt ein im Jahre 2000 von der CDU-Fraktion in 
den Bundestag eingebrachter „Entwurf eines Dritten SED - 
Unrechtsbereinigungsgesetzes “ [102]. Der Entwurf forderte eine „Ehrenpension“ in 
Höhe von monatlich DM 1000,-, egal ob es sich um Bürger in erwerbsfähigem Alter und 
in voller Gesundheit oder ob es sich um Kranke oder Bürger im Rentenalter handelt.
Diese „Ehrenpension“  fordert der Entwurf für jeden, der länger als ein Jahr aus Gründen 
politischer Verfolgung in Haft war oder länger als zwei Jahre von der Staatssicherheit 
bespitzelt wurde.
Diese „Ehrenpension“  fordert der Entwurf aber auch für jedes ehemalige SED- oder 
Blockpartei-Mitglied, das eine schlechthin rechtsstaatswidrige Entscheidung seiner Partei 
länger als zwei Jahre getroffen hat. Dies unabhängig davon, ob ihn diese Entscheidung 
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beruflich aus der Bahn warf oder nicht [103].
Die von der CDU-Bundestagsfraktion eingebrachte Vorlage ist (natürlich) von der 
Regierungsmehrheit von SPD und Grünen im Bundestag abgelehnt worden. Und nur auf 
den ersten Blick verwundert, dass die Fraktion der PDS im Deutschen Bundestag dem 
CDU-Entwurf (natürlich) geschlossen zugestimmt hat. 
Es bleibt abzuwarten, ob eine „Ehrenrente“ für von „... kollektiven politischen 
Fehlvorstellungen...“  geleitete ehemalige SED-Mitglieder oder für andere Mitbürger mit 
„geringfügigen Belastungen“ bei der CDU dann noch eine Mehrheit finden wird, wenn 
sie denn einmal wieder in Regierungsverantwortung im Bund steht.
Und dann ?
Wäre dann alles gut ?
Nein !
In der Beurteilung der Täter findet die oben zitierte Wertung ja ihr Spiegelbild. So hat der 
Bürger zur Kenntnis zu nehmen, dass eine Tätigkeit als Strafrichterin in der politischen 
Justiz der DDR ebenfalls ein von „kollektiven politischen Fehlvorstellungen“ getragener, 
entschuldbarer Umstand mit „geringfügigen Belastungen“ sein soll, der die Betreffende 
heute durchaus befähige, in der Rechtsordnung der Bundesrepublik das staatliche Amt 
eines Notars auszuüben [104].
 
So stellt sich als Zwischeneinwurf wieder die Frage:
Wer sind die Täter ?
Wer die Opfer ?
und wo sind die Entschädigungs-Lücken ?
 

III.2.: Die nach dem 3. Okt. 1990 ergangenen Regelungen: die drei 
„Rehabilitierungsgesetze“ 

 
-          Strafrechtliche Rehabilitierungsgesetz
-          Verwaltungsrechtliches Rehabilitierungsgesetz
-          Berufliches Rehabilitierungsgesetz

 
„Rehabilitierung“ – vor 1992 war das Wort dem westdeutschen Standard-Nachschlagewerk, 
dem „Großen Brockhaus“ fremd. Gehen wir vom lateinischen Stammwort „habilis“ (= 
tauglich) und der Vorsilbe „re“ ( = wieder ) aus. Dann könnte man den Begriff wohl mit 
„Wiedertauglichmachung“ umschreiben. Heute wird „Rehabilitierung“ allgemein mit 
„Wiederherstellung des Guten Rufes“ übersetzt.

 
III.2.1.: Der Grundansatz: Die „Wegnahme des Makels“
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  und die „Wiederherstellung des Guten Rufes“, die „Rehabilitierung“
Der Ansatz überrascht. Sicher, in einem Rechtsstaat ist die Verfolgung eines Bürgers 
durch Justiz und Sicherheitsdienste rufschädigend. Aber selbst die heutigen Regelungen 
für Opfer eines Justizirrtums [105] gewähren über eine Pauschale für immaterielle 
Schäden von durchschnittlich 600 DM je Haftmonat [106] hinaus keinen Ersatz für 
Schädigungen des Guten Rufes [107].
 
Übernommen hat der Gesetzgeber den Begriff aus der am 18. März 1990 gewählten 
letzten Volkskammer der DDR und ihrem „Rehabilitierungsgesetz“ [108]. Dieses erklärt 
den Begriff wie folgt:
                                         „Inhalt und Wirkung der Rehabilitierung
Die Rehabilitierung bezweckt eine politisch-moralische Genugtuung für den 
Betroffenen“
 
Worum geht es dem bundesdeutschen Gesetzgeber mit den 1992 und 1994 ergangenen 
„Rehabilitierungsgesetzen“ ? Das Bundesministerium der Justiz beschreibt es in einer 
zuerst 1994 erschienenen und dann immer wieder nachgedruckten Veröffentlichung so:
 
„Mit dem ... Gesetz wird ... politisch Verfolgten ein Weg eröffnet, sich vom Makel 
persönlicher Diskriminierung zu befreien.“
 
III.2.2.: Kollektive politische Fehlvorstellung eines Parlaments und ihre Quelle
 
Kann eine Verfolgung durch den Staatssicherheitsdienst eines Unrechtsstaat überhaupt 
ein Makel, eine Schädigung des Guten Rufes sein ?
Man stelle sich vor, einem Überlebenden der Konzentrationslager wäre 1956 angetragen 
worden, seinen „Ruf“ wieder herstellen zu lassen. Dies ausgerechnet auch noch durch 
eine Verwaltung, die in dem Ruf stand, überwiegend aus dem Personal zu bestehen, aus 
dem sie schon vor dem 8. Mai 1945 bestanden hat.
 
Die Vorstellung, dass Staat und Verwaltung über den zutreffenden Ruf eines Menschen 
zu wachen habe, stammt aus den geschlossenen Gesellschaftsordnungen Europas und 
ihrem politischen Weltbild selbst.
Karrieren wurden dort mit Bindung an die Staatspartei - in der DDR die SED – oder die 
ihr nachgeordneten Organisationen gesteuert. Ein Ausschluss aus diesen Organisationen 
hatte Folgen. Diese konnten erst dann beseitigt werden, wenn der Ausschluss wieder 
aufgehoben wurde. Verfahren, die solches bezweckten, entstanden mit der 
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Entstalinisierung in der Sowjetunion unter Chruschtschow und hießen „Reabilitazija“.
 
Das Wort „Rehabilitieren“ taucht in der Sprache der SED zum ersten mal in den 
Dokumenten der Zentralen Parteikontrollkommission (ZPKK) auf. Das Protokoll der 
137. Sitzung vom 13. Oktober 1956 z.B. vermerkt [109]:
 
„Die ZPKK schlägt vor, den Parteiausschluss nachfolgender Genossen aufzuheben und 
sie nach ihrem mutmaßlichen Tod zu rehabilitieren.“
 
Dass die Genossen tot waren, lag tatsächlich nahe. Sie waren 1936 im Moskauer Exil aus 
der Kommunistischen Partei (KPD) ausgeschlossen worden. So etwas überlebte in der 
Regel niemand.
 
Sagen wir es katholisch: Rehabilitierung ist von seinem Ursprung her ein Verfahren, dass 
den aus der Kirche ausgeschlossenen Ketzer wieder in die Gemeinschaft der Heiligen 
aufnimmt. So ist z.B. über den im Jahre 1600 aus der Kirche ausgeschlossenen und in 
Rom auf dem Campo del Fiore verbrannten Giordano Bruno das letzte Wort nie 
gesprochen.
Das Urteil der Heiligen Inquisition, wonach das Bild einer sich um die Sonne drehenden 
Erde zu verwerfen sei, dieses Urteil kann noch Jahrhunderte später vom zuständigen 
Bischof überprüft und aufgehoben werden [110].
Es bleibt aber dahingestellt, wer wessen Ruf aufzupolieren sucht, wenn die Katholische 
Kirche heute ein solches „Rehabilitierungsverfahren“ durchführt.
 
Und so bleibt auch dahingestellt, um wessen Ruf es eigentlich geht, wenn z.B. die in 
Berlin zuständige Senatorin Frau Dr. Heidi Knake-Werner (PDS) in dem ihr 
unterstehenden Landesamt für Gesundheit und Soziales 
„Rehabilitierungsbescheinigungen“ ausstellen lässt.[111]
 

III.3.: Das Strafrechtliche Rehabilitierungsgesetz
 

Neu zu setzenden Recht findet altes, bereits gesetztes Recht vor. Zum Umgang mit in der 
DDR zu Haftstrafen verurteilten Bürgern bestimmt der Einigungsvertrag, dass Urteile im 
vereinigten Deutschland vollstreckt werden können [112]. Den durch ein Strafgericht 
Verurteilten wird nach dem Einigungsvertrag ein eigenes Recht eingeräumt, diese 
Entscheidungen  – wiederum durch ein Gericht – aufheben zu lassen [113]. 
Spricht der Einigungsvertrag selbst noch von einer „Kassation“ des Urteils, so wurde dieser 
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Begriff später durch das Verfahren nach dem Strafrechtliche Rehabilitierungsgesetz vom 29. 
10. 1992 er-
setzt [114].

Nach dem Gesetz können DDR-Strafrechtsurteile aufgehoben werden. Die Aufhebung 
schafft die Grundlage für eine „Kapitalentschädigung“ von DM 600,- je angefangenen 
verbüßten Haftmonat[115]. 
 
Weiter schafft es die Voraussetzungen für eine Anrechnung der Haftzeit als Ersatzzeit bei 
der Rentenberechnung. Diese  Leistung entspricht inhaltlich der des 
Häftlingshilfegesetzes (oben  II.12.2., S. 11).
 

Auf die Kapitalentschädigung werden Leistungen nach dem Häftlingshilfegesetz 
angerechnet[116]. Eine Bescheinigung nach dem Häftlingshilfegesetz berechtigt ebenfalls 
zum Bezug der Kapitalentschädigung[117].

 
Leistungen für Verdienstausfall infolge der Haft werden nach dem StrRehaG nicht gewährt. 
Entsprechende Regelungen des Gesetzes über die Entschädigung für 
Strafverfolgungsmaßnahmen sollen nach dem Willen des Gesetzgebers ausdrücklich nicht 
gelten [118].

 
Auch eine Aufhebung eines DDR-Strafurteils nach dem StrRehaG kann Voraussetzung 
für Leistungen bei gesundheitlichen Schäden in Anwendung des 
Bundesversorgungsgesetzes sein[119]. Inhaltlich entsprechen diese 
Versorgungsleistungen denen des Häftlingshilfegesetzes (oben  I.11.2. ).
 

Unbefriedigend: Entschädigung für gesundheitliche Schäden einer Haft
 
Wenn heute allerdings im Beitrittsgebiet über Haftschäden aus den Zuchthäusern der frühen 
DDR, den Straflagern der sowjetischen Besatzungszone oder gar den Lagern in der 
Sowjetunion selbst beschieden wird, treten die Unzulänglichkeiten des Rechtsrahmen offen 
zu Tage.
Das Recht der sozialen Versorgung[120] erkennt als Ursache einer Gesundheitsschädigung 
das Ereignis, das als Ursache überwiegend wahrscheinlich ist [121]. Es fragt, ob die 
gesundheitliche Schädigung durch das Ereignis (die Haft) eingetreten ist, vorher nicht 
bestand und auch nicht entstanden wäre, wenn das Ereignis nicht eingetreten wäre. 
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Dieser Grundsatz war einmal geschaffen für die Versorgung der Versehrten des Zweiten 
Weltkrieges mit in der Regel äußeren Schäden. Wird es für Haftfolgen herangezogen, führt es 
zu unvertretbaren Ergebnissen.

 
Die Ursache äußerer gesundheitlicher Schäden während des Zweiten Weltkrieges, also der 
Verlust der Beine, Arme, des Gehörs oder des Augenlichts, ist sehr leicht zu erfassen. Die 
Kampfhandlungen sind von der Wehrmacht selbst mit Gründlichkeit protokolliert worden. 
Auch lässt sich immer beweisen, dass der Geschädigte vor z.B. der Bombardierung noch 
zwei gesunde Beine hatte.

 
Innere Gesundheitsschäden, wie Magen-, Darm-, Herz- oder Lungenerkrankungen werfen die 
Frage der „Verschlummerung“ auf.
Der Geschädigte muss nach dem geltenden Recht heute von den Versorgungsämtern gefragt 
werden, ob er denn nicht schon eine Veranlagung zum Herzfehler hatte, als er inhaftiert 
wurde ? Der verzweifelte Schrei des Verfolgten, er habe in den Jahren zwischen 1945 und 
1950 bei Hunger und Kälte unter Haftbedingungen aushalten müssen, die jeder dritte nicht 
überlebt hat, hilft ihm nicht weiter. Es beantwortet auch die Frage nicht. 
Zwar wird jeder Arzt bestätigen, dass Hunger eine Ursache von Typhus ist und weiter, dass 
Typhus in der Regel einen Herzschaden nach sich zieht. Allerdings müsste noch ein Arzt die 
Diagnose stellen, dass der Verfolgte niemals herzkrank geworden wäre, wenn es keine Haft 
gegeben hätte.

 
Diese Hürde, die nach Ergehen des Bundesversorgungsgesetzes im Grundsatz schon für die 
Versorgung erkrankter Kriegsgefangener bestand, überwindet die heutige Praxis nicht. Die 
Ereignisse und der Krankheitsausbruch liegen 50 Jahre zurück. Nicht einmal der Verlauf der 
Erkrankung selbst ist noch nachzuvollziehen.
Diese Hürde überspringt schon gar kein Amtsarzt. Immerhin ist bestimmt, dass der Amtsarzt, 
der sich über geltendes Recht hinwegsetzt, dafür persönlich haftet[122]. Im Ernstfall hätte er 
die auf seiner Diagnose beruhenden staatlichen Entschädigungsrenten aus seiner eigenen 
Tasche zu zahlen[123].

Schon Verfolgte des Nationalsozialismus standen in der alten Bundesrepublik lange vor 
ähnlichen Problemen. Zwar vermutete § 28 Abs. II BEG, daß eine Krankheit dann als 
haftursächlich anzusehen war, wenn sie in der Haft oder innerhalb von 8 Monaten nach der 
Entlassung aus der Haft ausgebrochen war. Dies allerdings hatte der Verfolgte des 
Nationalsozialismus nachzuweisen. Eine schwer zu tragende Anforderung: Gab es doch in 
den Konzentrationslagern des III. Reiches keine Krankenbehandlung und schon gar keine 
Krankenakten, die diese Bezeichnung verdienten. Auch in den deutschen Trümmerfeldern in 
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ersten 8 Monaten nach dem 8. Mai 1945 gab es nichts, was man eine geregelte medizinische 
Versorgung nennen könnte. Es sei daran erinnert, daß noch 1946 jedes dritte Neugeborene in 
Deutschland in den ersten sechs Monaten nach der Entbindung verstorben ist. Hunger, 
Krankheit, Not bestimmten den Alltag. Daß in jener Zeit nicht einmal ausreichend Zeit und 
Kraft vorhanden war, Krankheitsverläufe richtig zu dokumentieren, liegt auf der Hand. 
Oftmals halfen auch die gesetzlichen Beweiserleichterungen[124] nicht weiter: Zeugen waren 
verstorben oder über die ganze Welt verstreut.

Abhilfe schaffte erst die mit dem BEG-Schlußgesetz[125] eingeführte Regelung des § 31 
Abs. II BEG[126]. 20 lange Jahre mußten Verfolgte des Nationalsozialismus um diese Norm 
ringen. Und ganz nebenbei: der Titel „BEG-Schlußgesetz" belegt eine damals wie heute 
bestehende Illusion des bundesdeutschen Gesetzgebers. Die Illusion nämlich, man könne 
unter die Entschädigungsregelungen für der Opfer eines Gewaltregimes einen endgültigen 
Schlußstrich ziehen.

Die Regelung des § 31 Abs. II BEG bestimmte, daß für denjenigen der mindestens ein Jahr 
im Konzentrationslager verbringen mußte und der heute in seiner Erwerbsfähigkeit um 25 % 
oder mehr gemindert ist, eine gesetzliche Vermutung besteht: es wird vermutet[127], daß die 
Minderung der Erwerbsfähigkeit verfolgungsbedingt ist und Rentenansprüche auslöst.
 
Auch für Verfolgte des SED- bzw. Sowjetregimes wäre eine solche Regelung zumindest für 
Haftzeiten in den 40-er und 50-er Jahren sowie in der Sowjetunion selbst dringend vonnöten.
 
 
 
Zeiten eines Freiheitsentzuges im Sinne des StrRehaG werden in der Rentenberechnung als 
Ersatzzeiten angerechnet ( siehe oben II.12.2.  ).

 
Muss eine Entschädigung nach politischer Haft sicherlich die Überprüfung des einzelnen 
Urteils voraussetzen, so ist doch die Bezeichnung eines solchen Verfahrens – ich wiederhole 
mich - absurd. Wiederherstellung des Guten Rufes - was für ein Unsinn !!!
 
III.4.: Das Verwaltungsrechtliche Rehabilitierungsgesetz
 
Auch eine neue Verwaltung tritt zunächst in den Spuren ihrer Vorgänger.  Zu  in der DDR 
erlassenen Verwaltungsentscheidungen bestimmt der Einigungsvertrag, dass diese im 
vereinigten Deutschland weiter gelten, es sei denn, sie werden aufgehoben [128].
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Zunächst gelten die allgemeinen Regelungen zur Aufhebung eines Verwaltungsaktes [129] . 
Daneben hat das Gesetz über die Aufhebung rechtsstaatswidriger 
Verwaltungsentscheidungen im Beitrittsgebiet und die daran anknüpfenden Folgeansprüche 
(Verwaltungsrechtliches Rehabilitierungsgesetz • VwRehaG) Geltung [130].

 
Verwaltungsentscheidungen der DDR können nach dem Gesetz als schlechthin 
rechtsstaatswidrig, das heißt, als mit dem „ordre public“, dem Recht, das jeder 
Verfassung zugrunde liegt, für unvereinbar erkannt werden. Weitere Gesetze, wie des 
Vermögensgesetz[131], das Bundesversorgungsgesetz[132] oder das Berufliche 
Rehabilitierungsgesetz bestimmen, welche Folgeansprüche sich daraus ergeben oder 
eben nicht ergeben.
 

Folgeansprüche können sich nur ergeben, wenn die Verwaltungsentscheidung der DDR in 
-          das Vermögen
-          die Gesundheit oder
-          den Beruf

des Betroffenen eingegriffen hat.
 
Zunächst geht es mit dem Gesetz wieder um die „Wegnahme des Makels“.

 
Auch hier – ich wiederhole mich nochmals – fragt sich, mit welchem moralischen Makel 
z.B. ein Zwangsausgesiedelter aus dem innerdeutschen Grenzgebiet behaftet sein soll. 
Die Staatssicherheit hat einmal über ihn angenommen, er werde nicht mit dem 
Mordregime an der innerdeutschen Grenze zusammenarbeiten.

Aus diesem Grund wurde er in einer Nacht- und Nebelaktion seiner Heimat beraubt und 
enteignet. Dafür gebührt ihm eine Entschädigung.
Im Alleingang und mit Landesmitteln hat der Freistaat Thüringen dazu einen gesonderten 
Fond im Haushalt aufgestellt. Gut.

 
Aber „Wegnahme des Makels“ [133]? Was für ein Unsinn !
 
     III.4.1.: Das Verwaltungsrechtliche Rehabilitierungsgesetz, 

Eingriffe in das Vermögen / Hin- und Herverweise des Gesetzgebers
 
Nach dem Willen des Gesetzgebers soll das VwRehaG für Verwaltungsentscheidungen 
auf besatzungsrechtlicher und besatzungshoheitlicher Grundlage keine Anwendung 
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finden[134].
Für Steuersachen und für die Eingriffe in das Vermögen, die von der Geltung des 
Vermögensgesetzes erfasst sind, soll das Gesetz ebenfalls nicht gelten[135].
Das Vermögensgesetz gilt wiederum entsprechend für die Rückgabe der 
Vermögenswerte, die im Zusammenhang mit der nach anderen Vorschriften erfolgten 
Aufhebung rechtsstaatswidriger verwaltungsrechtlicher Entscheidungen steht[136].
 
Unstreitig, weil im Gesetz ausdrücklich genannt[137], findet das VwRehaG Anwendung 
auf die Eingriffe in Vermögenswerte, die im Zusammenhang mit den 
Zwangsaussiedlungen an der innerdeutschen Grenze stehen.
Anwendung findet das Gesetz auch auf die Einziehung beweglicher Sachen durch DDR-
Verwaltungen, wie z.B. den Zoll[138]. Dies mit dem Verweis auf den Charakter der 
Einziehung als Verwaltungsstrafe. Dies , obwohl das Vermögensgesetz die 
entschädigungslose Enteignung auch von beweglichen Sachen ausdrücklich regeln 
wollte[139].

 
Im Übrigen war die Abgrenzung der Geltungsbereiche des VermG und des VwRehaG 
lange Zeit unklar. Letztendlich muss man wohl zu dem Ergebnis kommen, dass das 
Gesetz außer für die Zwangsaussiedlungen an der innerdeutschen Grenze, den 
Entscheidungen der Zollbehörden und den (kaum handhabbaren) Regelungen für illegale 
Deponien[140] bei Eingriffen in Vermögenswerte keine nennenswerten Regelungen 
trifft.
 
III.4.2.: Das Verwaltungsrechtliche Rehabilitierungsgesetz, 

Eingriffe in die Gesundheit
 
Eingriffe in die Gesundheit, die während der Zeit einer Inhaftierung verursacht wurden, 
fallen in den Regelungsgehalt des strafrechtlichen Rehabilitierungsgesetzes[141] bzw. 
des Häftlingshilfegesetzes[142].
 
Als einen typischen Fall des Eingriffes in die Gesundheit, verursacht durch DDR-
Verwaltungsentscheidungen dagegen nennt die Begründung zum Entwurf des VwRehaG 
seelische Erkrankungen infolge jahrelanger Bespitzelung durch die Staatssicherheit[143] 
. Die Praxis hat jedoch auch im achten Jahr des Vollzuges des Gesetzes solche Fälle im 
Kern nicht erkannt. Die Ursachen dafür sind, darauf ist oben bereits eingegangen, in den 
Gesetzen selbst zu suchen. Das Recht der sozialen Versorgung fragt, ob die 
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gesundheitliche Schädigung auch eingetreten wäre, wenn das Ereignis nicht 
stattgefunden hätte. Tun sich dazu die Amtsärzte schon für innere körperliche 
Erkrankungen schwer ( vgl. III.3. S. 19), so gilt dies umso mehr für Erkrankungen der 
Seele. 
 
Sicher ist eine jahrelange Bespitzelung durch die Staatssicherheit eine enorme seelische 
Belastung. Aber, so haben heute die Amtsärzte der Versorgungsämter mit dem geltenden 
Recht zu fragen: Hätte der Geschädigte eine andere seelischen Belastung, z.B. eine 
Ehescheidung, gesund überstanden ? Die Frage zu stellen, heißt sie zu verneinen.
Es gibt bei seelischen Erkrankungen  keinen Arzt, der diese Diagnose stellen würde.
 
So nennt denn auch eine jüngere Broschüre des Bundesministeriums der Justiz[144] 
außer diesem[145] noch einen anderen Beispielfall: den, dass ein Elternteil bei einem 
rechtsstaatswidrigen Polizeieinsatz erschossen worden sei[146]. Folgeansprüche können 
sich daraus heute für die Nachkommen allerdings nur ergeben, wenn sie das 27. 
Lebensjahr[147] noch nicht vollendet haben. Das dürfte in der Regel nie der Fall sein.
 
Im Land Sachsen-Anhalt, in dem für den Ausgleich gesundheitlicher Schäden nach dem 
VwRehag 1995 DM 1.750.000 an Geldleistungen und DM 300.000 an Sachleistungen in  
den Haushalt eingestellt wurden, ist in jenem Jahr kein Pfennig davon abgerufen worden.
Ebenso nicht im Jahr 1996 (DM 300.000 an Geldleistungen und DM 100.000 an 
Sachleistungen im Haushalt eingestellt)[148].
 
Insgesamt dürfte es kaum Fälle geben, in denen die Versorgungsämter aufgrund eines 
Eingriffes in die Gesundheit nach dem VwRehaG leisten.
 
III.4.3.: Das Verwaltungsrechtliche Rehabilitierungsgesetz,

Eingriffe in den Beruf
 
Obwohl das Berufliche Rehabilitierungsgesetz eine in sich geschlossenen Regelung 
darstellt, setzt der Gesetzgeber voraus, dass dem Eingriff in das Berufsleben eine 
hoheitliche Entscheidung vorangehen kann. Dies kann z.B. der Verweis von der DDR-
Hochschule oder der Entzug einer DDR-Gewerbeerlaubnis oder Zulassung sein. 
 
Auch ein Eingriff in das Berufsleben eines Uniformierten in der DDR soll nach dem 
Willen des Gesetzgebers zunächst eine hoheitliche Entscheidung sein[149], die sich dann 
auf den Beruf auswirkt. In diesen Fällen hatte das Arbeitsgesetzbuch der DDR keine 
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Anwendung gefunden. Der Gesetzgeber hat deshalb hierzu die (west-) deutschen 
Vorstellungen vom Berufsbeamtentum und der Ernennung, Beförderung , Degradierung 
oder Entlassung eines Beamten durch Verwaltungsakt auf die DDR übertragen.
In diesen Fällen soll zunächst festgestellt werden, dass die hoheitlich Entscheidung 
schlechthin rechtsstaatswidrig war. Erst danach soll die „berufliche Rehabilitierung“ 
erfolgen.
 
Wichtig ist in diesem Zusammenhang, dass Entscheidungen der Partei hoheitlichen 
Entscheidungen gleichgestellt sind[150]. Genannt wurde bereits oben der Fall, dass die 
Parteileitung über ein insgesamt 33 Jahre lang treues SED-Mitglied intern vermerkt hatte: 
„Ist nur zu Kellerarbeiten zu gebrauchen“. Das, so hat die Berliner 
Rehabilitierungsbehörde[151] entschieden, sei eine schlechthin rechtsstaatswidrige 
Entscheidung im Sinne des § 1 Abs. I Satz 1 VwRehaG. Das SED-Mitglied sei infolge 
dessen gehindert gewesen, sich beruflich zu verwirklichen und nach den 
Folgeansprüchen des Beruflichen Rehabilitierungsgesetzes zu entschädigen.
 
III.5.: Das Berufliche Rehabilitierungsgesetz,

 
Die Förderung des beruflichen Fortkommens von Frauen haben sich eine Reihe von 
Frauenförderungsgesetzen auf die Fahne geschrieben.
Das Land Sachsen-Anhalt kennt sogar ein Gesetz zur Förderung des beruflichen 
Fortkommens von Lesben und Schwulen[152].
 
Das „Berufliche Rehabilitierungsgesetz[153]“ allerdings, soviel vorweg, hat herzlich 
wenig mit der Förderung Verfolgter im jetzigen Berufsleben zu tun.

- kein Wiedereinstellungsanspruch
 
Wer infolge politischer Verfolgung durch das SED-Regime seinen Arbeitsplatz verloren 
hat, dem gibt das Gesetz keinen Anspruch auf Wiedereinstellung. Die Regelungen zur 
Entschädigung für Opfer der nationalsozialistischen Verfolgung setzen einen solchen 
Wiedereinstellungsanspruch sogar gegenüber Privatunternehmen durch[154]. Doch für 
SED-Opfer lehnte der Gesetzgeber einen Einstellungsanspruch auch gegenüber dem 
Staat ab[155]. Wer zum Beispiel aufgrund politischer Verfolgung als Lehrer aus dem 
DDR-Schuldienst entlassen wurde, hat heute zwar einen Anspruch auf eine 
„Rehabilitierungsbescheinigung“, mit der sein „Guter Ruf wiederhergestellt“ wird. Eine 
Verpflichtung, den Verfolgten heute wieder als Lehrer zu beschäftigen, hat sich der Staat 
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mit keiner Rechtsnorm auferlegt[156].
 

-          kein Kündigungsschutz, im Gegenteil ...
 
Das Gesetz gewährt Verfolgten gegenüber auch keinen Kündigungsschutz. 
Kündigungsschutz gewähren abschließend die im Kündigungsschutzgesetz[157] 
aufgeführten Kriterien. Diese sind bei betriebsbedingten Kündigungen die Kriterien der 
Sozialauswahl[158]. Hauptkriterium bei der Sozialauswahl ist neben dem Alter und den 
Unterhaltspflichten vor allem die Dauer der Betriebszugehörigkeit[159]. Dabei zählen für 
den öffentlichen Dienst die im DDR-Staatsdienst abgeleisteten Dienstzeiten als Zeiten 
der Betriebszugehörigkeit gleich mit[160]. Für den öffentlichen Dienst hat sich der 
Gesetzgeber damit nicht nur gegen einen Kündigungsschutz von Verfolgten 
ausgesprochen. Er hat sich sogar auf das Gegenteil festgelegt: wer erst nach dem 
Zusammenbruch der DDR in den Staatsdienst eingetreten ist, so schreibt dann das 
Kündigungsschutzgesetz vor, der hat bei Personalabbau und im Rahmen der geltenden 
Sozialauswahl vor demjenigen seinen Arbeitsplatz zu räumen, der schon in der DDR 
Staatsdiener gewesen ist.
Im Beitrittsgebiet hat dies im Erziehungswesen katastrophale Folgen. Dem 
Geburtenrückgang hier folgte ein massiver Rückgang der Schülerzahlen. In Schulen und 
Kindergärten im Beitrittsgebiet wurde in den vergangenen zehn Jahren kontinuierlich 
Personal abgebaut. In den staatlichen Schulen im Beitrittsgebiet hat also nicht einmal ein 
Austausch des übernommenen DDR-Personals auf natürlichem, biologischen Wege 
stattgefunden.
 
Im Vergleich mit den Regelungen zur Entschädigung für Opfer der 
nationalsozialistischen Verfolgung[161] enthält das Gesetz auch keine Regelungen für 
Gewinn- oder Verdienstausfälle infolge politischer Verfolgung[162].
 
Will man das Berufliche Rehabilitierungsgesetz (BerRehaG) mit den Regelungen zur 
Entschädigung für Opfer der nationalsozialistischen Verfolgung vergleichen, so 
entspricht sein Regelungsinhalt im Wesentlichen allenfalls dem Gesetz über die 
Behandlung der Verfolgten des Nationalsozialismus in der Sozialversicherung[163]. 
Das BerRehaG, das in diesem Teil nur für Rentner von Interesse ist, enthält auch im 
Übrigen ausschließlich Regelungen der Sozialversicherung oder Sozialhilfe.
 
III.5.1.:     Das Berufliche Rehabilitierungsgesetz, BerRehag, Regelungen in der 
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Rentenberechnung
 
Zeiten in denen der Verfolgte seinen ausgeübten oder nachweisbar angestrebten Beruf 
aufgrund politischer Verfolgung nicht hat ausüben können, gelten als Verfolgungszeiten. 
Die Verfolgungszeiten sind bei der Rentenberechnung zu berücksichtigen. Die Regelung 
verlangt, dass eine Berufsausbildung abgeschlossen oder durch z.B. die Aufnahme eines 
Studiums nachweisbar begonnen wurde.
 
Die Regelung folgt der Berufslenkungspraxis der DDR, die eine Freiheit der Berufswahl 
und einen Wettbewerb um den Arbeitsplatz nicht kannte. Vielmehr wurden im SED-Staat 
erklärtermaßen nur solche Berufe ausgebildet, an denen ein in den 
Volkswirtschaftsplänen ausgewiesener Bedarf angenommen wurde. Das Gesetz vermutet 
deshalb, dass jeder, der eine Berufsausbildung in der DDR begonnen hat, ohne politische 
Verfolgung in diesem Beruf einen Arbeitsplatz gefunden hätte.
Tatsächlich war die DDR,  zumindest bis in die Mitte der 80-er Jahre des 20. 
Jahrhunderts hinein ein Land mit Vollbeschäftigung. Mehr noch: der SED-Staat war ein 
Staat mit Arbeitszwang. Der DDR-Bürger, der keiner sozialversicherungspflichtigen 
Tätigkeit nachging, hatte bis ans bittere Ende des Staates mit Freiheitsstrafen bis zu zwei 
Jahren zu rechnen[164]. Dabei ging es bei dieser Strafverfolgung noch gar nicht um die 
Frage, ob sich der Bürger seinen Unterhaltspflichten gegenüber Kindern oder anderen 
ihm Anbefohlenen entzog. Dies bestrafte eine andere Norm[165]. Zielrichtung des § 249 
des Strafgesetzbuches der DDR war vielmehr, „Bettler“ von der Straße ins Gefängnis 
verschwinden zu lassen[166] ( sogenannter „Assi – ist gleich Asozialen – Paragraph“ ). 
Dieses Instrumentarium des Strafrechts wurde auch als Mittel politischer Verfolgung 
angewandt, um politisch Missliebige unter Androhung der Bestrafung als „Asoziale“ in 
demütigende und ihrer Qualifizierung nicht entsprechende Arbeitsverhältnisse zu 
zwingen. Wenn heute politisch Verfolgte von „Berufsverbot“ sprechen, so kann nur das 
eben Geschilderte gemeint sein.
 
Das Aussperren politisch Missliebiger von jeglicher Tätigkeit war der DDR im Prinzip 
fremd.
Dazu war das System zu sehr auf die Ausbeutung der billigen Arbeitskraft angewiesen.
Es ist menschlich verständlich, wenn ehemalige DDR-Bürger heute in Hinblick auf ihre 
Rentenbescheide soviel als möglich an Beitragsjahren – sei es auch über die Regelungen 
des BerRehag – „sammeln“ wollen. So ist es auch menschlich verständlich, wenn heute 
der eine oder andere behauptet, es sei politische Verfolgung gewesen, wenn er im SED-
Staat keiner, manchmal sogar jahrelang keiner sozialversicherungspflichtigen Tätigkeit 
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nachgegangen ist. 
Es ist aber dem Verblassen der kollektiven Erinnerung geschuldet, wenn dies, wie im 
Einzelfall in der Presse[167] berichtet, tatsächlich von staatlichen Behörden als 
rentenrechtlich zu berücksichtigende politische Verfolgungszeit gewertet und mit Renten-
Nachzahlungen honoriert wird.
 
Mitbürger, die aus Gründen politischer Verfolgung eine von ihnen angestrebte 
Ausbildung gar nicht erst haben beginnen dürfen, sind von der Anerkennung von 
Verfolgungszeiten ausgeschlossen[168]. Für sie gelten unter Umständen Regelungen für 
„Verfolgte Schüler“ (vgl. dazu unten, III.5.2.  )
 
Im Gegensatz zur bis zum 31.12.1991 geltenden Fassung des Gesetzes über die 
Behandlung der Verfolgten des Nationalsozialismus in der Sozialversicherung, das 
Verfolgungszeiten vom Grundsatz her als Ersatzzeiten qualifizierte[169], gewährt das 
BerRehaG keine Ersatzzeiten.
Im Bestreben, die Rentenkassen zu schonen, setzt das BerRehaG einen für den 
Verfolgten fast ausschließlich ungünstigeren, komplizierten und durch die Zahl der damit 
beschäftigten Bediensteten teuren Regelungsapparat in Gang. Es folgt damit dem 
Beispiel der zwei Jahre zuvor erlassenen Änderung des Gesetzes über die Behandlung 
der Verfolgten des Nationalsozialismus in der Sozialversicherung [170].
Die Rehabilitierungsbehörden stellen fest, welchen Beruf der Verfolgte hat nicht ausüben 
können und bescheinigen dies mit Leistungs- und Qualifikationsgruppen sowie 
Zugehörigkeiten zu Zusatzversicherungen in einem umfangreichen Bescheid [171]. 
Dieser dient dann der Ermittlung individueller Entgeltpunkte [172].
 
Einen besonderen Erfindungsreichtum deutscher Ministerialbürokratie offenbart das 
Erstellen der Bescheinigungen für ehemalige politische Gefangene:
Wer unter diesen seinen Beruf nicht hat ausüben können, weil er schlichtweg an seinem 
Arbeitsplatz verhaftet worden ist, bekommt die Haftzeit außer als Ersatzzeit nach dem 
allgemeinen Rentenrecht[173] auch nach BerRehaG angerechnet[174]. Dazu muss er die 
„Rehabilitierungsbescheinigung“ nach dem StrRehaG über die Zeit der Haft, sowie einen 
Nachweis über seine Tätigkeit vor der Verhaftung vorlegen. Dies allerdings nicht 
gegenüber dem Rentenversicherungsträger, sondern gegenüber der 
Rehabilitierungsbehörde. Die Rehabilitierungsbehörde „prüft“ dann, ob der Verfolgte 
hinter den Gefängnismauern gehindert gewesen war, an einem anderen Ort zu sein. 
Weiter stellt die Behörde mit Leistungs- und Qualifikationsgruppen sowie 
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Zugehörigkeiten zu Zusatzversicherungen fest, woran der Verfolgte gehindert war. Das 
Ergebnis dieser Prüfung bescheinigt die Behörde mit dem oben genannten Bescheid.
Diese Bescheinigung stellt den Verfolgten fast ausnahmslos schlechter, als ihn das 
allgemeine Rentenrecht mit der Anerkennung von Ersatzzeiten[175] schon gestellt hat. 
Denn der rentenrechtliche Wert einer Ersatzzeit bemisst sich nach dem Lebens-
Durchnittseinkommen des Versicherten [176]. Hat jemand nach der Ersatzzeit einen 
beruflichen Aufstieg genommen, was nach einer in jungen Jahren erfolgten 
Haftentlassung in den Westteil Deutschlands immer der Fall sein dürfte, so ist die 
Ersatzzeit rentenrechtlich „wertvoller“ als die rentenrechtliche Berücksichtigung nach 
den Regelungen des BerRehaG. Selbst bei einer Haft in jungen Jahren und Entlassung in 
die DDR stellt die Anrechnung als Ersatzzeit den für den Rentenempfänger meist 
günstigeren Weg dar. In jungen Jahren steht man in keinem politischen System auf der 
Spitze seines beruflichen Erfolges.
Da das Berufliche Rehabilitierungsgesetz bestimmt, dass immer der für den Verfolgten 
günstigere Weg in der Rentenberechnung Anwendungen findet, sind für Zeiten 
politischer Haft die Rehabilitierungsbescheinigungen nach BerRehag in der Regel nicht 
zu berücksichtigen[177]. Sie sind nicht die Mühe wert, die auf sie verwendet wurde (vgl. 
oben  II.12.2. ). 
Gleiches wäre sicher auch über die seit dem 01.01.1992 geltende Regelung zur 
Behandlung der Verfolgten des Nationalsozialismus in der Sozialversicherung zu sagen.
 
III.5.2.:     Das Berufliche Rehabilitierungsgesetz, BerRehag, Regelungen der 
Arbeitsförderung
 
Regelungen des BerRehaG zur Arbeitsförderung greifen nicht nur für die Verfolgten, die 
eine Berufsausbildung abgeschlossen oder durch z.B. die Aufnahme eines Studiums 
nachweisbar begonnen haben, sondern auch für diejenigen, denen aus Gründen 
politischer Verfolgung eine solche Ausbildung verwehrt wurde.
 

-          „Verfolgte Schüler“
 
Mitbürger, denen aus Gründen politischer Verfolgung die Aufnahme einer von ihnen 
angestrebten Berufsausbildung oder das Ablegen des Abiturs verwehrt wurde, bezeichnet 
das Gesetz als „Verfolgte Schüler[178]“. Diese haben (nur) BerRehaG-Ansprüche nach 
den hier aufgeführten Regelungen.
Die Regelungen betreffen das Unterhaltsgeld[179] bei vom Arbeitsamt angebotenen 
Maßnahmen der Aus- und Weiterbildung[180]. Sie gewähren dieses Unterhaltsgeld als 
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Zuschuss und auch dann, wenn die allgemeinen Voraussetzungen zum Bezug desselben 
nicht vorliegen[181].
Die Regelungen haben die Lücke des außer Kraft getretenen Heimkehrergesetzes fast 
gefüllt (vgl. oben II.3.). Für Studenten sind weitere Regelungen getroffen (unten III.6.2. 
). 
 
Im Alleingang hat der Freistaat Sachsen eine einmalige, sicher nur symbolische 
Anerkennung von DM 1000 bis 10.000 an im Freistaat wohnende vormalige „Verfolgte 
Schüler“ ausgezahlt[182]. Dazu hat er einen Fond mit 1,3 Mill. DM aufgelegt.
 
III.5.3.:     Das Berufliche Rehabilitierungsgesetz, BerRehag, Regelungen der 
Sozialhilfe
 
Verfolgte, die nur über ein Einkommen bis in Höhe des Sozialhilfesatzes[183] verfügen, 
erhalten auf Antrag Ausgleichsleistungen in Höhe von 300 DM. Rentner in dieser 
sozialen Lage erhalten nur 200,- DM[184].
 
Die Regelung ist für die zahlreichen heute leider vermögenslosen Opfer politischer 
Verfolgung von Interesse. Vermögen, das auch bei der Gewährung von Sozialhilfe 
angerechnet würde (Sparguthaben, nicht zu eigenen Wohnzwecken genutztes 
Grundvermögen[185] ), wird auf das Einkommen angerechnet[186].

 
III.6.:  Weitere Regelungen der sogenannten „SED-Unrechtsbereinigungsgesetze“
 
       III.6.1:     Weitere Regelungen für Opfer in besonderen wirtschaftlichen 
Zwangslagen
 
Ehemalige politische Gefangene, die in ihrer wirtschaftlichen Lage besonders 
beeinträchtigt sind,   können Leistungen von der Stiftung für ehemalige politische 
Gefangene erhalten[187]
 
III.6.2:     Weitere Unterstützungsleistungen in der Berufsausbildung, Studium 
 
Verfolgte und „Verfolgte Schüler“ ( siehe oben III.5.2.  ), die vor dem 1. Januar 2003 ein 
Studium begonnen haben, wird auf Antrag das nach dem 31. Dezember 1990 gewährte 
BAföG-Darlehen erlassen. Dies allerdings nur dann, wenn die verfolgungsbedingte 
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Unterbrechung der Ausbildung länger als 3 Jahre angedauert hat.
Ihnen wird Ausbildungsförderung ohne Anwendung der Altersgrenze gewährt[188]. 

IV. Fazit, Forderungen
 
Verfolgte des SED-Regimes, haben wie alle Mitbürger den Wunsch, in der Gesellschaft 
zunächst in Lohn und Brot, dann aber auch in gesellschaftlich anerkannter Arbeit zu stehen.
Die Gesetzgebung der alten Bundesrepublik hat zuallererst dieses Interesse mehr oder 
weniger gut berücksichtigt.
Die Gesetzgebung und die Diskussion im Vereinigten Deutschland hingegen ist fast 
ausschließlich auf eine Verrentung des Opferschicksals ausgerichtet. So löblich die Intention 
einer Gesetzesinitiative der CDU zu einer Opferrente in Höhe von DM 1000,- auch sein mag, 
so halte ich sie doch nur für einen beschränkten Personenkreis brauchbar.
 
IV.1. „Opferrente“
Eine Rente sollte der Staat den Verfolgten des SED-Regimes zahlen, die nicht oder nicht 
mehr in Lohn und Brot gebracht werden können. Das sind zum Beispiel Personen, die wegen 
Alters, Krankheit oder aus anderen Gründen die gesetzlichen Rentenvoraussetzungen[189]  
erfüllen. Eine Opferrente in Höhe der Renten für Verfolgte des Nationalsozialismus im 
Beitrittsgebiet[190] ( 1400,- DM bzw. 700 Euro ) ist angemessen. Begrenzen sollte man den 
Kreis der Rentenberechtigten auf ehemalige Inhaftierte. 
 
IV.1.1. „Opferrente“ für ehemalige politische Gefangene

Überzogen erscheint mir, in diesen Personenkreis auch die aufzunehmen, die als 
Verfolgte nach BerRehaG oder VwRehaG, gar noch nach § 1a VwRehaG[191] anerkannt 
worden sind. Dies aus ganz systematischen Erwägungen heraus.
So schmerzlich das Eingeständnis für den Einzelnen auch sein mag: Wer in der DDR aus 
einer bestimmten beruflichen Position heraus vertrieben wurde, der war erst einmal 
dorthin gelangt. Die in allen öffentlichen Bibliotheken ausliegenden DDR-Promotionen 
erzählen, was man in der DDR von sich zu geben hatte, um einen Doktortitel vor seinem 
Namenszug tragen zu dürfen. Warum sollte 

•         der DDR-Akademiker, der aus Gründen politischer Verfolgung z.b. seinen Beruf 
als Lehrer verloren hat, eine „Opferrente“ erhalten, während
•         der, der aus Gründen politischer Verfolgung nicht einmal das Abitur hat ablegen 
dürfen, völlig leer ausgeht ?

 
IV.1.2. Keine Leistungen für die Täter

Anspruchsberechtigt nach den ab 1994 erlassenen Gesetzen  kann auch jedes ehemalige 
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SED-Mitglied sein. Mehr noch: die innerparteilichen Kader-Entscheidungen der SED 
kann ein ehemaliges oder jetziges Parteimitglied heute überprüfen, für schlechthin 
rechtsstaatswidrig erklären[192] und sich nach VwRehaG und BerRehag entschädigen 
lassen.
Was für ein Unsinn.
In strikter Anlehnung an die Regelungen zugunsten der Opfer des 
Nationalsozialismus[193] hielte ich folgende Ausschlussklausel geboten: 

      

 Von der Entschädigung ausgeschlossen ist,
1.                 wer Mitglied der SED oder einer von ihr gelenkten politischen Organisation 
gewesen ist oder dem in der Sowjetischen Besatzungszone oder der DDR  der 
Gewaltherrschaft Vorschub geleistet hat; die nominelle Mitgliedschaft in der SED oder 
einer von ihr gelenkten politischen

 Organisation schließt den Anspruch auf Entschädigung nicht aus, wenn der Verfolgte unter 
 Einsatz von Freiheit, Leib oder Leben den SED-Staat bekämpft hat und deswegen 
verfolgt worden ist;
2.                              wer nach dem 23. Mai 1949 die freiheitliche demokratische Grundordnung 
im   

       Sinne des Grundgesetzes bekämpft hat;
 
IV.2. Anerkennung von Haftschäden Kraft Vermutung des Gesetzes
Gesundheitliche Schäden, die nach politischer Haft aufgetreten sind, sollten analog den 
Regelungen für Opfer des Nationalsozialismus per gesetzlicher Vermutung als haftursächlich 
angesehen werden[194].
 
IV.3. Einbeziehen der von jenseits der Oder und Neiße Verschleppten in die
Regelungen des HHG
Leistungen nach dem Häftlingshilfegesetz erhalten nur die Personen, die nach 1945 vom 
Boden der Sowjetischen Besatzungszone aus verschleppt und inhaftiert wurden[195].
Der § 1 Abs. I Nr. 1 des Häftlingshilfegesetzes sollte auch die von jenseits der Oder und 
Neiße Verschleppten in die Regelungen einbeziehen.
 
IV.4. Berufliche Förderung und Forderung
Allen arbeitsfähigen Mitbürgern unter den Verfolgten des SED-Regimes muss der Staat dazu 
verhelfen, ihren Lebensunterhalt durch Arbeit zu verdienen. Hier benötigen Verfolgte des 
SED-Regimes gerade im Beitrittsgebiet mit Arbeitslosenraten von über 20 % dringend 
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staatlicher Hilfe. Geboten ist ein
 

IV.4.1. Anspruch des Verfolgten auf Einräumung seines früheren oder eines 
gleichwertigen Arbeitsplatzes
Verfolgte, die aufgrund politischer Verfolgung ihren Arbeitsplatz verloren haben sollte 
der Staat nicht abspeisen mit einem Schreiben, das nicht das Papier wert ist, auf dem es 
gedruckt wurde[196]. Gefordert werden muss eine Regelung analog den Regelungen für 
Verfolgte des Nationalsozialismus[197], die ihnen einen Anspruch auf Einräumung ihres 
früheren oder eines gleichwertigen Arbeitsplatzes gewährt.
 
IV.4.2. Bevorzugte Einstellung Verfolgter in den öffentlichen Dienst

des Beitrittsgebietes
Bis zum 31.12.1996 war es in einigen Ländern auf Grundlage der Sonderregelungen des 
Einigungsvertrages[198] möglich, auch die zu übernehmenden Mitarbeiter aus DDR-
Einrichtungen zu verbeamten. Davon wurde ohne Rücksicht auf fehlende 
Laufbahnausbildungen reichlich Gebrauch gemacht. Mangelhafte Ausbildung 
zuständiger Beamter ist heute ein Grundproblem der öffentlichen Verwaltung im 
Beitrittsgebiet. Über 90 % aller befragten Unternehmer im Beitrittsgebiet bezeichnen den 
Verwaltungsapparat als die Hauptursache wirtschaftlicher Stagnation. 
Wenn an dieser Stelle gefordert wird, dass bevorzugt Verfolgte in den öffentlichen 
Dienst des Beitrittsgebietes eingestellt werden sollen, dann gilt dies selbstverständlich 
nur für die Verfolgten, die über die nunmehr erforderliche Laufbahnausbildung verfügen.

 
IV.4.3. Änderung des Kündigungsschutzgesetzes im Geltungsbereich des 
Beitrittsgebietes

Die Jahre 1990 bis 2000 haben im Beitrittsgebiet den allseits bekannten Rückgang der 
Geburtenzahlen mit sich gebracht. Dem Geburtenrückgang wiederum folgte ein massiver 
Rückgang der Schülerzahlen. In Schulen und Kindergärten im Beitrittsgebiet wurde in 
den vergangenen zehn Jahren fast ausschließlich Personal abgebaut. Dabei genossen 
diejenigen, die am längsten im DDR-Schuldienst gestanden sind, den höchsten 
Kündigungsschutz.
In den Jahren 1990 bis 2000 hat das Land Sachsen-Anhalt, wie sicher auch andere 
Bundesländer, im Grundschulbereich keine neuen Lehrer eingestellt. In den staatlichen 
Schulen im Beitrittsgebiet hat also nicht einmal ein Austausch des übernommenen DDR-
Personals auf natürlichem, biologischen Wege stattgefunden.
Ähnliches, wenn auch in abgeschwächter Form, wäre zum Personalabbau in den 
umgewandelten Landwirtschaftlichen Produktionsgenossenschaften und den über die 
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Treuhand privatisierten Volkseigenen Betriebe zu sagen.
Anders sieht die Personalentwicklung nur in betrieblichen Neugründungen aus.

Das Kündigungsschutzgesetz wäre dahingehend zu ändern, dass bei betriebsbedingten 
Kündigungen im Beitrittsgebiet Verfolgte des SED-Regimes einen erhöhten 
Kündigungsschutz genießen. DDR-Vordienstzeiten von Kollegen dürfen bei der 
Sozialauswahl nicht zuungunsten von Verfolgten wirken[199].

            
IV.4.4. „Opferrente“ für Arbeitsfähige ?

Die Anordnung des Ministerrates der DDR vom 20. September 1976[200] gewährte auch 
arbeitsfähigen Verfolgten des NS-Regimes, ja sogar arbeitsfähigen Nachkommen von 
Verfolgten des NS-Regimes eine Unterhaltsrente („OdF-Rente“). Diese lag weit über 
dem DDR-Durchschnittseinkommen für sozialversicherungspflichtige Arbeit. Die 
natürliche Folge eines solchen Systems konnte nur sein, dass die Arbeit als 
Haupteinnahmequelle keine Rolle mehr für die Begünstigten spielte. Das sollte sie auch 
nicht. Diese Personen mussten in einem Staat mit allgemeinem Arbeitszwang[201] nicht 
unbedingt arbeiten. Sie sollten dem „antifaschistischen“ SED-Unrechtsstaat bei Strafe 
des Entzugs der „OdF-Rente“ als Propagandamasse zur Verfügung stehen. Wenn sie 
irgendwann einmal jeder geregelten Arbeit entwöhnt waren – um so besser für die SED. 
Um so fester band „OdF-Rente“ und die Furcht, diese zu verlieren, die Begünstigten an 
die Partei.
Mir liegt das Schreiben eines Sohnes eines NS-Verfolgten vor, der die seelische Not 
dieser Situation ausführlich beschreibt: Der Mann, seit 30 Jahren Mitglied der SED, 
haderte ab dem Ende der 70-er Jahre des 20. Jahrhunderts mit seiner Partei. Andererseits 
ging er nach seinen Angaben neben seiner SED-Mitgliedschaft keiner 
sozialversicherungspflichtigen Tätigkeit nach. Er lebte von seiner bzw. der OdF-Rente 
seiner Mutter. Er sah zunächst lange davon ab, aus der SED auszutreten. Die 
Magengeschwüre, die er in dieser Zeit bekam, so schreibt er, wollte kein Arzt behandeln. 
Dies, weil der Mann eben keiner sozialversicherungspflichtige Arbeit nachging und 
deshalb nicht krankenversichert war. Ein wahrhaft tragisches Schicksal, das der Mann 
heute als Vorsitzender eines Vereins aufzuarbeiten sucht.
Der Bundesdeutsche Gesetzgeber sollte diese Fehlgänge nicht wiederholen.
Einem arbeitsfähigen Verfolgten des SED-Regimes eine Monatsrente für Nichtstun zu 
gewähren, ist für seine Persönlichkeitsentwicklung Gift.

 
IV.5. Rückkehrhilfen für heute in den Altbundesländern lebende ehemalige 
Verfolgte des SED-Regimes 
Fast alle ehemaligen politischen Gefangenen sind entweder vor 1961 in den Westteil 
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Deutschlands geflohen oder wurden danach aus der Haft in den Westen 
freigekauft[202]. Sie fehlen heute im Beitrittsgebiet in der öffentlichen Diskussion 
und in der politischen Auseinandersetzung. Dies ist, im Gegensatz etwa zu Polen, 
Tschechien und der Slowakei eine spezifisch deutsche Besonderheit.
Die junge (Alt-) Bundesrepublik wusste 1954 noch sehr genau, wie wichtig die 
persönliche Erfahrung der verfolgten und emigrierten Deutschen für den Aufbau 
neuer politischer Strukturen ist. Sie bot jedem Emigranten, der nach Deutschland 
zurückkehrte eine für damalige Verhältnisse gewaltige Prämie[203]. Dies allein nur 
unter der Bedingung, dass er oder sie z.B. niedersächsischer oder bayerischer 
Mitbürger wurde.
Der gesamtdeutsche Gesetzgeber hat nach 1990 gewaltige Summen dafür 
aufgewendet, geborene Altbundesbürger in Justiz und Verwaltungen des 
Beitrittsgebietes zu locken[204]. Anstrengungen, gezielt emigrierte Verfolge zur 
Rückkehr in die alte Heimat zu bewegen, gibt es allerdings nicht.
Dem von der PDS erhobene Vorhalt, dass die Diskussion um die SED-Vergangenheit 
im Wesentlichen eine Diskussion, „angezettelt von zugezogenen Wessis“ und 
„gerichtet gegen alteingesessene Ossis“ sei, ist damit sehr schwer zu begegnen.

 
Insgesamt wird die Auseinandersetzung um die Geschichte des SED-Unrechts ohne Personen 
mit glaubhaften Verfolgtenbiographien im Beitrittsgebiet nicht dauerhaft gewonnen werden 
können.
 
Gerade Verfolgte benötigen deshalb dringend Hilfe bei ihrem Bemühen, ihren 
Lebensunterhalt im Beitrittsgebiet durch Arbeit bestreiten zu können. 
 
 
 
 
Bodo Walther

V. Anhang:
Die Systeme der Entschädigung für Opfer einer Gewaltherrschaft und ihre 
Ausschlussgründe 
 
 

1.       Entschädigung der Opfer des Nationalsozialismus, Gesetz zur 
Entschädigung für Opfer der nationalsozialistischen Verfolgung 

(Bundesent­schädigungsgesetz•BEG vom 18. 9. 1953 BGBl. I S. 1387 idF Artikel 1 des 
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G 25 1•1/1 vom 29. 6. 1956 BGBl. I S. 559 )
 
 

Willkürliche Entscheidungen der
NS-Machthaber 

 

 
 

 

Willkürliche Entscheidungen der NS-
Machthaber gegenüber Dritten, die 
selbst keine Nazis sind

 Willkürliche Entscheidungen der 
NS-Machthaber in den eigenen Organisationen

 

Prinzip:
 

Mit-
Gegangen
Mit-

 Es bestimmt das 
Bundesent­schädigungsgesetz in § 6 
Abs. I:
Von der Entschädigung 
ausgeschlossen ist, 
1. wer Mitglied der NSDAP oder 
einer ihrer Gliederungen gewesen 
ist oder der nationalsozialistischen 
Gewaltherrschaft Vorschub geleistet 
hat; die nominelle Mitgliedschaft in 
der NSDAP oder in einer ihrer 
Gliederungen schließt den Anspruch 
auf Entschädigung nicht aus, wenn 
der Verfolgte unter Einsatz von 
Freiheit, Leib oder Leben den 
Nationalsozialismus aus Gründen, 
die den Verfolgungsgründen des § 1 
entsprechen, bekämpft hat und 
deswegen verfolgt worden ist;
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Gefangen
Mit-
Gehangen
 
Davon gibt es
Ausnahmen
 

                                                                                   
                                                                                  
 

 
 
führen bei bestimmten Eingriffen                                              führen in der Regel nie 
 
zur Entschädigung                                                                   zur 

Entschädigung
V. Anhang:
Die Systeme der Entschädigung für Opfer einer Gewaltherrschaft und ihre 
Ausschlussgründe 
 
 

2.       Entschädigung der Opfer der SED-Diktatur vor dem 03. Oktober 1990: 
Gesetz über die Angelegenheiten der Vertriebe­nen und Flüchtlinge 
(Bundesvertriebenengesetz • BVFG) vom 19. 5. 1953 BGBl. I S. 1201), Gesetz über 
Hilfsmaßnahmen für Personen, die aus politischen Gründen in Gebieten außerhalb der 
Bundesrepublik Deutschland und Berlins (West) in Gewahrsam genommen wurden 
(Häft­lingshilfegesetz • HHG vom 6. 8. 1955 BGBl. I S. 498 ) 

 
Willkürliche Entscheidungen der

SED-Machthaber 
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Willkürliche Entscheidungen der 
SED-Machthaber gegenüber Dritten, 
die keine Systemträger sind

 Willkürliche Entscheidungen der 
SED-Machthaber unter den Kadern in den 
eigenen Organisationen

 

Prinzip:
 

Mit-
Gegangen
Mit-
Gefangen
Mit-
Gehangen
 

  
 
Es bestimmt das 
Bundesvertriebenengesetz BVFG ) in § 
3 Abs. II:

„Von der Anerkennung 
als 
Sowjetzonenflüchtling ist 
ausgeschlossen, wer  
dem in der sowjetischen 
Besatzungszone und im 
sowjetisch besetzten 
Sektor von Berlin 
herrschenden System 
erheblich Vorschub 
geleistet hat,“

 
 
Es bestimmt das Häftlingshilfegesetz 
(HHG) in § 2 Abs. I und II:
     „I.  Leistungen nach 
diesem 
     Gesetz werden nicht ge
     währt an Personen, die in 
     den Gewahrsamsgebieten 
     dem dort herrschenden 
     System erheblich Vor
     schub geleistet haben,“
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Davon gibt es
Keine Ausnahmen
 

                                                                                   
                                                                                  
 

 
 
führen bei bestimmten Eingriffen                                              führen in der Regel nie 
zur Entschädigung                                                               zur 

Entschädigung

V. Anhang:
Die Systeme der Entschädigung für Opfer einer Gewaltherrschaft und ihre 
Ausschlussgründe 

3.       Entschädigung der Opfer der SED-Diktatur nach dem 03. Oktober 
1990: Gesetz über die Rehabilitierung und Entschädi­gung von Opfern 
rechtsstaatswidriger Strafver­folgungsmaßnahmen im Beitrittsgebiet (Straf­rechtliches 
Rehabilitierungsgesetz • StrRehaG) vom 29. 10. 1992 BGBl. I S. 814, Gesetz über die 
Aufhebung rechtsstaatswidriger Verwaltungsentscheidungen im Beitrittsgebiet und die 
daran anknüpfenden Folgeansprüche (Verwaltungsrechtliches Rehabilitierungsgesetz • 
VwRehaG) vom 23. 6. 1994 BGBl. I S. 1311, N e u f a s s u n g: Bek. Vom 1. 7. 1997 
BGBl. I S. 1620, § 9 Abs. 3 geändert durch Artikel 3 G vom 17. 12. 1999 BGBl. I S. 
2662, Gesetz über den Ausgleich beruflicher Benach­teiligungen für Opfer politischer 
Verfolgung im Beitrittsgebiet (Berufliches Rehabilitierungsge­setz • BerRehaG), vom 23. 
6. 1994 BGBl. I S. 1311 ff., • Neufassung Bek. 1. 7. 1997 BGBl. I S. 1625) 

 
Willkürliche Entscheidungen der

SED-Machthaber 
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Willkürliche Entscheidungen der 
SED-Machthaber gegenüber Dritten, 
die dem System fern stehen

 Willkürliche Entscheidungen der 
SED-Machthaber unter den Kadern in den 
eigenen Organisationen

Die Verwaltungsbehörden der 
Länder  der Bundesrepublik
überprüfen auch Partei-
Interne Maßnahmen (z.B. 
Parteiausschlussverfahren ). 
Es bestimmt das 
Verwaltungsrechtliche 
Rehabilitierungsgesetz in
§ 1 Abs.VI:
„Für Maßnahmen der 
Sozialistischen Einheitspartei 
Deutschlands oder der von ihr 
beherrschten Parteien und 
gesellschaftlichen 
Organisationen gelten die 
Vorschriften dieses Gesetzes 
entsprechend.“

 Es bestimmen § 16 Abs. II 
des Strafrechtlichen 
Rehabilitierungsgesetzes, § 
2 Abs. II des 
Verwaltungsrechtlichen 
Rehabilitierungsgesetzes 
und § 4 Abs. II des 
Berufliche 
Rehabilitierungsgesetz es 
den Auschluss von Leistungen 

„... , wenn der 
Berechtigte oder 
derjenige, von dem 
sich die Berechtigung 
ableitet, gegen die 
Grundsätze der 
Menschlichkeit oder 
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Rechtsstaatlichkeit 
verstoßen oder in 
schwerwiegendem 
Maße seine Stellung 
zum eigenen Vorteil 
oder zum Nachteil 
anderer missbraucht 
hat.“
Dieser Tatbestand ist 
eigentlich nie gegeben 
(vgl dazu oben unter 
III.1.1.).

Prinzip:  .. Anliegen ... ist es, 
... 

kollektive 
politische 
Fehlvorstellungen 
... nicht per se zu 
„bestrafen“ 

(vgl dazu oben unter 
III.1.2. )

                                                                                   
 
führen bei bestimmten Eingriffen                        führen bei bestimmten

zur Entschädigung                                        Eingriffen zur Entschädigung 

VI. Entschädigung Verfolgter des SED-Regimes, Regelungen vor und nach 9. November 1989, 
Übersichtstabelle    

Regelungen für Verfolgte des SED-
Regimes in der alten Bundesrepublik 
vor dem 09. November 1989

Die Rechtslage 
hat sich für 
ehemalige 
politische 
Gefangene .....

Regelungen für 
Verfolgte des SED- 
Regimes im vereinigten 
Deutschland nach d. 03. 
Oktober 1990

Immaterielle 
Schäden

„Haftentschädigung“ des 
Häftlingshilfegesetzes, z.B. 
1984 bei Haftdauer 3 Jahre: 
220,- DM/Haftmonat ( vgl. 
unten I..1., )

verbessert „Kapitalentschädigung“ des 
Strafrechtlichen 
Rehabilitierungsgesetzes, 600 DM je 
Haftmonat ( vgl. unten III.3. )

Gesundheits-
schäden

Hilfen bei gesundheitlichen 
Folgen der Haft nach dem 
Häftlingshilfegesetz in 
Verbindung mit dem 
Bundesversorgungsgesetz  
(vgl. I.11.2.  )

nicht geändert Die Regelungen des StrRehaG haben die 
alten Re-gelungen übernommen ( vgl. 
unten III.3. )
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 nicht 
wirklich 
geändert 

Hilfen für gesundheitliche Folgen 
einer DDR-
Verwaltungsentscheidung sieht das 
Gesetz vor, in der Praxis wird der 
Fall  kaum anerkannt ( vgl. unten 
I.11.3.2. )

Schäden im Beruf
 
 
 
 
 
Noch:
Schäden im Beruf
 
 
 
 
Noch:
Schäden im Beruf
 
 
 
 
Noch:
Schäden im Beruf
 
 

Ausbildungsbeihilfen des 
Heimkehrergesetzes 
( vgl. unten I.3.  ) 

kaum 
geändert

für nicht-akademische Berufe:
Unterhaltsgeld bei vom Arbeitsamt 
angebotenen Maßnahmen der Aus- und 
Weiterbildung ( vgl. unten III.5.2. )
für akademische Berufe:
Das nach dem 31. Dezember 1990 
gewährte BAföG-Darlehen wird 
bestimmten Verfolgten auf Antrag 
erlassen ( vgl. unten III. 6.2. ).

Zuschüsse zum BAFöG ( vgl. 
unten I.3. ) verschlechtert

Entfallen, der „Garantiefond“ wurde 
nicht mehr aufgelegt ( vgl. unten II.3.)

Bevorzugte Ausbildung 
Verfolgter nach dem BVFG ( 
vgl. unten I.3., )

verschlechtert
Entfallen, die Regelungen des BVFG 
traten im Beitrittsgebiet nicht in Kraft. 
Sie wurden später  bundesweit 
aufgehoben (vgl. unten II.3. )

Bevorzugte Vermittlung 
Verfolgter auf dem 
Arbeitsmarkt ( vgl. unten I.4.1. 
)

verschlechtert
Entfallen, die Regelungen des BVFG 
traten im Beitrittsgebiet nicht in Kraft. 
Sie wurden später bundesweit 
aufgehoben (vgl. unten II.4. )

Zinsverbilligte Kredite zur 
Schaffung von Arbeitsplätzen 
für Verfolgte ( vgl.  I.4.1.)

verschlechtert
Entfallen, die Regelungen des BVFG 
traten im Beitrittsgebiet nicht in Kraft. 
Sie wurden später bundesweit 
aufgehoben (vgl. unten II.5. )

Vorrang bei der Vergabe 
öffentlicher Aufträge
 ( vgl. unten I.5. )

verschlechtert
Entfallen, die Regelungen des BVFG 
traten im Beitrittsgebiet nicht in Kraft. 
Sie wurden später bundesweit 
aufgehoben (vgl. unten II.5. )

Zinsverbilligte Kredite beim 
Unternehmensaufbau 
( vgl. unten I.5. )

verschlechtert
Entfallen, die Regelungen des LAG und 
BVFG traten im Beitrittsgebiet nicht in 
Kraft. Sie wurden später bundesweit 
aufgehoben (vgl. unten II.5. )

Sonderabschreibungen beim 
Unternehmensaufbau
( vgl. unten I.6.1. )

verschlechtert
Entfallen, die Einkommenssteuergesetze 
ab 1990 sehen derartige Regelungen 
nicht mehr vor (vgl. unten II.6. )

 
 
Schäden in der 
Sozialversicherung

 nicht 
wirklich 
geändert

Haftzeiten als Pflichtbeitragszeiten 
nach BerRehaG stellen den 
Verfolgten in der Regel nie besser 
als das allgemeine Rentenrecht ( 
vgl. unten III.5.1. )

 
verbessert Zeiten sonstiger 

verfolgungsbedingten 
Unterbrechung der Berufsausübung 
als Pflichtbeitragszeiten nach 
BerRehaG ( vgl. unten III.5.1. )
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Haftzeiten als Ersatzzeiten im 
allgemeinen Rentenrecht ( vgl. 
unten I.12.2. )

nicht 
geändert

Die Regelung wurde im Rentenrecht 
weiter übernommen ( vgl. unten II.12.2.).

Haftzeiten als Pensionszeiten 
bei Beamten ( vgl. unten I.12.3. 
)

verschlechtert
Das Beamtenversorgungsrecht 
beschränkt den Personenkreises ( vgl. 
unten II.12.3. )

Vermögens-
schäden

Für enteignetes Vermögen: 
„Hauptentschädigung“ des 
Lastenausgleichsgesetzes ( vgl. 
unten I.2. )

verbessert Rückgabe enteigneter Vermögenswerte 
nach VermG ( vgl. unten II.2. ) bzw. 
VwRehaG ( vgl. unten III.4.1. )

Für geplündertes Vermögen: 
„Hausratsentschädigung“ des 
Lastenausgleichsgesetzes ( vgl. 
unten I..2. )

verschlechtert
weggefallen, das Vermögensgesetz 
gewährt keine Entschädigung für zur 
Plünderung freigegebene 
Vermögenswerte

Weitere Hilfen Zinsverbilligte 
Einrichtungsdarlehen des 
Bundes ( vgl. unten I.7. )

verschlechtert
Regelungen hierzu sind nicht mehr 
ergangen ( vgl. unten II.7. )

Wohnungsförderung ( vgl. 
I.8. ) verschlechtert

Regelungen hierzu sind nicht mehr 
ergangen ( vgl. II.8.)

Kommunale Hilfen ( vgl. 
I.10. ) verschlechtert

Regelungen hierzu sind nicht mehr 
ergangen (vgl. II.10.)

Pfändungsschutz ( vgl. 
unten I.9. ) verschlechtert

Entfallen, die Regelungen des HkG trat 
im Beitrittsgebiet nicht in Kraft. Sie 
wurde später bundesweit aufgehoben 
(vgl. II.9. )

 

[1] Gesetz über die Angelegenheiten der Vertriebe­nen und Flüchtlinge (Bundesvertriebenengesetz • BVFG) 
  vom 19. 5. 1953 BGBl. I S. 1201, das BVFG wurde zuletzt vor dem Mauerfall in der Fassung vom 03. Sep-
  tember 1971, BGBl. S. 1565 bekannt gemacht
[2] § 3 Abs I BVFG lautet:                       Sowjetzonenflüchtling 

Sowjetzonenflüchtling ist ein deutscher Staatsangehöriger oder deutscher Volkszugehöriger, der seinen 
Wohnsitz in der Sowjetischen Besatzungszone oder im sowjetisch besetzten Sektor von Berlin hat oder 
gehabt hat und von dort geflüchtet ist, um sich einer von ihm nicht zu vertretenden und durch die 
politischen Verhältnisse bedingten besonderen Zwangslage zu entziehen. Eine besondere Zwangslage ist 
vor allem dann gegeben, wenn eine unmittelbare Gefahr für Leib und Leben oder die persönliche 
Freiheit vorgelegen hat. Eine besondere Zwangslage ist auch bei einem schweren Gewissenskonflikt 
gegeben. Wirtschaftliche Gründe sind als besondere Zwangslage anzuerkennen, wenn die 
Existenzgrundlage zerstört oder entscheidend beeinträchtigt worden ist oder wenn die Zerstörung oder 
entscheidende Beeinträchtigung nahe bevorstand.

[3] Ebenda, vgl. Fn 1
[4] Gesetz über Hilfsmaßnahmen für Personen, die aus politischen Gründen in Gebieten außerhalb der 
Bundesrepublik 
   Deutschland und Berlins (West) in Gewahrsam genommen wurden (Häft­lingshilfegesetz • HHG) vom 
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6. 8. 1955, 
   BGBl. I S. 498

[5] amnesty international – DDR-Rechtsprechung hinter verschlossenen Türen, Herausgeber: AI Sektion der 
Bundsrepublik Deutschland e.V., Februar 1989, ISBN 3-89290-017-5, Seite 91
[6] §§ 9 ff. HHG, die Leistungen z.B. im Jahr 1984 betrugen:
   § 9 a Eingliederungshilfen bei einer Gewahrsamsdauer von länger als 3 Monaten            pro Monat  DM  30,-
                                                                                              ab drittem Gewahrsamsjahr   pro Monat  DM  60,-
   § 9 b Zusätzliche Eingliederungshilfen und Ausgleichsleistungen bei Gewahrsamnahme nur wegen 
    persönlichen Verhaltens und bei einer Gewahrsamsdauer von mehr als zwei Jahren pro Monat DM  90,-
                Ausgleichsleistungen, zusätzlich zur Eingliederungshilfe für jeden Gewahrsamsmonat          DM 100,-
   § 9 c Weitere Eingliederungshilfen (für Personen, die keine Leistungen nach § 9 b HHG erhalten haben)
                                                                                                              ab  5. Gewahrsamsjahr           pro Monat  
DM  20,-
                                                                                                              ab  7. Gewahrsamsjahr           pro Monat  
DM  40,-
                                                                                                              ab  9. Gewahrsamsjahr           pro Monat  
DM  60,- 

                                               ab 11. Gewahrsamsjahr          pro Monat  DM  80,-
[7] Gesetz über den Lastenausgleich ( Lastenausgleichsgesetz – LAG ) vom 14. August 1952, BGBl. S. 446 ff.
  es wurde zuletzt vor dem Mauerfall in der Fassung vom 01. Oktober 1969, BGBl. S. 1909 bekannt gemacht
[8] so die Formulierung in § 1 LAG
[9] in § 11 LAG
[10] § 230 Abs. I S. 1 LAG
[11] vgl. Fn 1und 2, das BVFG wurde zuletzt vor dem Mauerfall in der Fassung vom 03. September 1971,
   BGBl. S. 1565 bekannt gemacht
[12] so § 230 Abs. II Nr. 3 LAG
[13] § 15 a LAG in der Fassung vom 1. Oktober 1969
[14] § 249 b LAG in der Fassung vom 1. Oktober 1969
[15] §§ 243 ff. LAG in der Fassung vom 1. Oktober 1969

[16] § 246 LAG in der Fassung vom 1. Oktober 1969 gewährt den Grundbetrag nach Schadensgruppen. In 
der Schadensgruppe 1, der Schäden bis 5000 RM erfasst, wurde fast der ganze Schadensbetrag als 
Lastenausgleich in DM berücksichtigt. In der Schadensgruppe 30, der Schäden bis 2.000.000 RM erfasst, 
wurde ein Grundbetrag von 25.750, zuzüglich 10 % des 110.000 RM übersteigenden Schadensbeitrags 
vorgesehen. Diese Beträge wurden dann noch nach anderen Regelungen des Gesetzes bezuschlagt ( § 248 ) 
oder gekürzt ( § 249 ).

[17] §§ 293 ff LAG, die Hausratsentschädigung betrug 1969 mit § 295 LAG, je nach Höhe des 
Jahreseinkommens  1.200,-; 1.600,- bzw. 1.800 DM 
[18] Gesetz über Hilfsmaßnahmen für Heimkehrer ( Heimkehrergesetz, HkG ) vom 19. Juni 1950, BGBl. S. 221
[19] § 9 HHG
[20] § 10 HkG, die Ausbildungsbeihilfen betrugen 1984 DM 500,- monatlich und wurden auch als Beihilfen zum 
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Studium gezahlt, wenn der ehemalige politische Häftling in der DDR keinen zumutbaren Beruf erlernen konnte. 
Im Gegensatz zu den Leistungen des Bundesausbildungsförderungsgesetzes (BAföG) waren die Leistungen des 
HkG keine rückzahlbaren Darlehen, sondern Zuschüsse.
[21] § 78 Abs. II BVFG
[22] § 77 BVFG
[23] § 79 Abs. I S. 1 BVFG
[24] § 9 HHG in Verbindung mit §§ 12-19 HkG
[25] § 71 BVFG
[26] § 70 Abs. III BVFG
[27] § 70 Abs. V BVFG
[28] § 74 BVFG
[29] §§ 254 ff. LAG
[30] § 79 Abs. I S. 1 BVFG
[31] § 79 Abs. I S. 2 BVFG
[32] §§ 7e, 10 a EstG 1979
[33] § 33 EStG
[34] § 52 Abs. 24 EStG in Verbindung mit § 33a Abs. I EStG 1953: DM 720,- wenn keine Kinder zu 
berücksichtigen sind und die Steuer nach dem Splittingverfahren ermittelt wird, DM 840,- bei Steuerpflichtigen, 
die Kinder haben, zuzüglich DM 60,- für das dritte und jedes weiter Kind, DM 540,- bei allen anderen 
Steuerpflichtigen
[35] § 9 HHG in Verbindung mit § 26 HkG
[36] Artikel 8 Nr. 2 des Gesetzes über die Verwaltung der Mittel der Träger der Krankenversicherung (KVMG, 
vom 15.12.1979, BGBl. I S. 2241)
[37] Gesetz über die Versorgung der Opfer des Krieges (Bundesversorgungsgesetz, BVG in der Fassung vom 22. 
Januar 1982, BGBl. I S. 21 zuletzt geändert durch Art. 46 G v. 27. 4.2002 BGBl. I S. 1467)
[38] § 26 BVG: Hilfen zur beruflichen Rehabilitation; § 27 BVG: Erziehungsbeihilfen; § 27 a BVG: ergänzende 
Hilfen zum Lebensunterhalt; § 27 b BVG: Erholungshilfen; § 27 b BVG: Wohnungshilfe; § 27 d BVG: Hilfen in 
besonderen Lebenslagen
[39] Beschädigtengrundrente § 31 BVG, Beschädigtenausgleichsrente, §§ 32 ff. BVG

[40] Gesetz über Fremdrenten der Sozialversicherung an Berechtigte im Bundesgebiet und im Land 
Berlin, über Leistungen der Sozialversicherung an Berechtigte im Ausland sowie über freiwillige 
Sozialversicherung (Fremdrenten- und Auslandsrentengesetz) vom 7. August 1953  ( BGBl. I S. 848 ), 
neu gefasst durch das Gesetz zur Neuregelung des Fremdrenten- und Auslandsrentenrechts und zur 
Anpassung der Berliner Rentenversicherung an die Vorschriften der des Arbeiterrentenversicherungs- 
Neuregelungsgesetzes und des Angestelltenversicherungs- Neuregelungsgesetzes (Fremdrenten- und 
Auslandsrenten-Neuregelungsgesetz – FANG) vom 25. Februar 1960 (BGBl. I S. 93).

Das Gesetz trat im Beitrittsgebiet zunächst nicht (Anl. I zum EV, Kap. VIII, Abschnitt III, Sachgebiet H Nr. 17 
ff.), später als Art. 35 des Gesetzes zur Herstellung der Rechtseinheit in der gesetzlichen Renten- und 
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Unfallversicherung am 1.1.1992 in Kraft (Rentenüberleitungsgesetzes – RÜG vom 25. Juli 1991, BGBl. S. 1606). 
Die Überleitung der DDR-Rentenversicherungssysteme in das System der bundesdeutschen Rentenversicherung 
sollte das Fremdrentengesetz seitdem nicht mehr regeln, sondern die Anerkennung der wiederum auch den DDR-
Rentensystemen fremden Altersversorgungen.
Die Überleitung der DDR-Rentenversicherungssysteme regelten die Art. 2 und 3 des Rentenüberleitungsgesetzes 
für ganz Deutschland neu.
[41] §§ 1251, Abs. I und II sowie 1260 c Reichsversicherungsordnung
[42] Bekanntmachung der Neufassung des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch vom 19.02.2002, BGBl. I S. 754
[43] Die heutige Regelung findet sich in §§ 71, 54 Abs. III SGB VI.
[44] Die heutige Regelung findet sich in § 250 Abs. I Nr. 5 SGB VI.
[45] Gesetz über die Versorgung der Beamten und Richtern in Bund und Ländern, Beamtenversorgungsgesetz, 
BeamtVG, vom 12.02.1987, BGBl. I S. 570, 1339, neu bekannt gemacht am 24. Oktober 1990, BGBl. S. 2298, 
[46] § 9 Abs. I Nr. 2 BeamtVG
[47] Es bestimmt das Bundesvertriebenengesetz (BVFG) in § 3 Abs. II:
„Von der Anerkennung als Sowjetzonenflüchtling ist ausgeschlossen,

1.        wer dem in der sowjetischen Besatzungszone und im sowjetisch besetzten Sektor von Berlin 
herrschenden System erheblich Vorschub geleistet hat,
2.        wer während der Herrschaft des Nationalsozialismus oder in der sowjetischen 
Besatzungszone oder im sowjetisch besetzten Sektor von Berlin durch sein Verhalten gegen die 
Grundsätze der Menschlichkeit oder Rechtsstaatlichkeit verstoßen hat,
3.        wer die freiheitliche demokratische Grundordnung der Bundesrepublik Deutschland 
einschließlich des Landes Berlin bekämpft hat.“

 Es bestimmt das Häftlingshilfegesetz (HHG) in § 2 Abs. I und II:
„I.  Leistungen nach diesem Gesetz werden nicht gewährt an Personen,

1.        die in den Gewahrsamsgebieten dem dort herrschenden System erheblich Vorschub 
geleistet haben,
2.        die während der Herrschaft des Nationalsozialismus oder in den Gewahrsamsgebieten 
durch ihr Verhalten gegen die Grundsätze der Menschlichkeit oder Rechtsstaatlichkeit 
verstoßen haben; dies gilt insbesondere für Personen, die durch ein deutsches Gericht im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes wegen eines an Mithäftlingen begangenen Verbrechens oder 
Vergehens rechtskräftig verurteilt worden sind.
3.        die nach dem 8. Mai 1945 durch deutsche Gerichte im Geltungsbereich dieses Gesetzes 
wegen vorsätzlicher Straftaten von insgesamt mehr als drei Jahren rechtskräftig verurteilt 
worden sind. Dies gilt nicht, soweit die Verurteilung auf in § 1 Abs. 1 Nr. 1 genannten 
Gründen beruht.

II.  Die Gewährung von Leistungen kann versagt oder eingestellt werden, wenn der Berechtigte die im 
Geltungs-
 bereich dieses Gesetzes bestehende freiheitliche demokratische Grundordnung  bekämpft hat oder 
bekämpft.“

[48] Bundesgesetz zur Entschädigung für Opfer der nationalsozialistischen Verfolgung 
(Bundesentschädigungsgesetz • BEG) 
     vom 18. 9. 1953 BGBl. I S. 1387 idF Artikel 1 des G 25 1•1/1 vom 29. 6. 1956 BGBl. I S. 559
[49] Es bestimmt das Bundesent­schädigungsgesetz in § 6 Abs. I:
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Von der Entschädigung ausgeschlossen ist,
1.        wer Mitglied der NSDAP oder einer ihrer Gliederungen gewesen ist oder der 
nationalsozialistischen Gewaltherrschaft Vorschub geleistet hat; die nominelle Mitgliedschaft in 
der NSDAP oder in einer ihrer Gliederungen schließt den Anspruch auf Entschädigung nicht aus, 
wenn der Verfolgte unter Einsatz von Freiheit, Leib oder Leben den Nationalsozialismus aus 
Gründen, die den Verfolgungsgründen des § 1 entsprechen, bekämpft hat und deswegen verfolgt 
worden ist;
2.        wer nach dem 23. Mai 1949 die freiheitliche demokratische Grundordnung im   

       Sinne des Grundgesetzes bekämpft hat;
3.        wem nach dem 8. Mai 1945 rechtskräftig die bürgerlichen Ehrenrechte  

       aberkannt worden sind;
4.        wer nach dem 8. Mai 1945 rechtskräftig zu Zuchthausstrafe von mehr als drei Jahren 
verurteilt worden ist. 

[50] vgl. oben I.11., I.12.1. und I.12.2
[51] Aus dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom 28. April 1999 – BvL 32/95 und 1 BvR 2105/95:
    § 10 Absatz 1 Satz 2 des Gesetzes zur Überführung der Ansprüche- und Anwartschaften aus Zusatz- und 
Sonderversor-
    gungssystemen des Beitrittsgebietes (Anspruchs- und Anwartschaftsüberführungsgesetz - AAÜG ) vom 25. Juli 
1991 vom 
    25. Juli 1991, BGBl. S. 1606, 1677 ) in der Fassung des Gesetzes zur Ergänzung derRentenüberleitung 
(Rentenüberlei-
    tungs-Ergänzungsgesetz – Rü-ErG) vom 24. Juni 1993 (Bundesgesetzblatt I S. 1038) ist mit Artikel 14 des 
Grundgesetzes
    unvereinbar und nichtig.    Leitsatz veröffentlicht in BGBl. 1999 S. 1060
[52] Art 1 Satz 1 EV
[53] Vertrag über die abschließende Regelung in Bezug auf Deutschland, BGBl. II S. 1318, der Vertrag ist 
gezeichnet für die 
    Bundesrepublik, die DDR, die Französische Republik, die UdSSR, das Vereinigte Königreich von 
Großbritannien und 
    Nordirland und die USA
[54] BGBl. I S. 1142 
[55] § 1 Abs. I Nr. 1 HHG
[56] § 250 Abs. I Nr. 1 SGB VI, Zeiten einer Kriegsgefangenschaft
[57] vgl. unten, II.3.8 

[58] Anlage I zum EV, Kapitel III, Sachgebiet D, Kriegsfolgenrecht, Abschnitt III Nr. 3 
[59] LAG, neu gefasst mit der Bekanntmachung vom 02.06.1993 BGBl. I S. 845, 1995 BGBl. I S. 248
[60] Gesetz zur Regelung offener Vermögensfragen (Vermögensgesetz – VermG in der Fassung der 
Bekanntmachung
    vom 3. August 1992, BGBl. I S. 1446), siehe auch § 60 des Entschädigungs- und Ausgleichsleistungsgesetzes 
EALG
[61] § 3 VermG
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[62] Anlage I zum EV, Kapitel VIII, Sachgebiet E, Abschnitt I Nr. 1
[63] Gesetz zur Bereinigung von Kriegsfolgengesetzen (Kriegsfolgenbereinigungsgesetz • KfbG) vom 21. 12. 
1992
    BGBl. I S. 2094, Artikel 1 bis 3: Änderungsvorschriften, Artikel 4: Gesetz über die Heimkehrerstiftung 
(HKStG), 
    Artikel 5 bis 19: Aufhebungs• und Änderungsvorschriften
[64] Anlage I zum EV, Kapitel II, Sachgebiet D, Abschnitt III Nr. 1
[65] Neufassung des BVFG, Bekanntmachung vom 2. 6. 1993 BGBl. I S. 829
[66] ebenda, Anlage I zum EV, Kapitel II, Sachgebiet D, Abschnitt III Nr. 1
[67] Neufassung des BVFG, Bekanntmachung vom 2. 6. 1993 BGBl. I S. 829
[68] Anlage I zum EV, Kapitel VIII, Sachgebiet E, Abschnitt I Nr. 1
[69] vgl. Fn. 61
[70] ebenda, Anlage I zum EV, Kapitel II, Sachgebiet D, Abschnitt III Nr. 1
[71] Neufassung des BVFG, Bekanntmachung vom 2. 6. 1993 BGBl. I S. 829
[72] vgl. oben, Fn 61, Anlage I zum EV, Kapitel VIII, Sachgebiet E, Abschnitt I Nr. 1
[73] Zweites SED•Unrechtsbereinigungsgesetzes vom 23. 6. 1994 BGBl. I S. 1311, N e u f a s s u n g: Bek. vom 
1. 7. 1997 
    BGBl. I S. 1620
[74] Anlage I zum EV, Kapitel VIII, Sachgebiet F, Abschnitt III, 1. Buchstabe o
[75] nach § 4 HHG bzw. § 21 StrRehaG
[76] Anl. I zum EV, Kap. VIII, Abschnitt III, Sachgebiet H Nr. 17 ff.
[77] Rentenüberleitungsgesetzes – RÜG vom 25. Juli 1991, BGBl. S. 1606
[78] Gesetz zur Überführung der Ansprüche und Anwartschaften aus Zusatz- und Sonderversorgungssystemen 
des Beitrittsgebiet (Anspruchs- und Anwartschaftsüberführungsgesetz – AAÜG, in Kraft getreten am 1.8.1991 
gem. Art. 42 Abs. 8 RÜG, 
[79] Landtag von Sachsen-Anhalt, Dritte Wahlperiode, Plenarprotokoll 3/53, 01.03.2001, S. 3784
[80] Die Regelung findet sich in § 250 Abs. I Nr. 5 und Nr. 5a SGB VI.
[81] Die heutige Regelung findet sich in §§ 71, 54 Abs. III SGB VI.
[82] § 10 S. 1 des Gesetzes über den Ausgleich beruflicher Benach­teiligungen für Opfer politischer Verfolgung 
im Beitrittsgebiet (Berufliches Rehabilitierungsge­setz • BerRehaG) vom 23. 6. 1994 BGBl. I S. 1311 (= Artikel 2 
des Zweiten SED•Unrechtsbereinigungsgesetzes vom 23. 6. 1994 BGBl. I S. 1311) • Neufassung Bek. 1. 7. 1997 
BGBl. I S. 1625, • Geändert durch Artikel 2 G vom 17. 12. 1999 BGBl. I S. 2662), dazu erläutert der 
Gesetzesentwurf (BT-Drucksache 12/4994, Seite 47):
    „Die Vorschriften dieses Abschnitts sind nur anzuwenden, soweit dies für den Verfolgten zu günstigeren 
      Ergebnissen als nach den allgemein anzuwendenden Vorschriften führt.“
[83] § 50 Abs. I i.V.m. § 51 Abs. I, § 55 Abs. I S. 1 SGB VI
[84] Vaclav Havel, Versuch in der Wahrheit zu leben, Rowohlt Taschenbuch Verlag GmbH, Reinbek bei 
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Hamburg, Mai 1989, 
   10. Auflage August 2000, S. 25
[85] Beispielhaft für viele sei hier nur der Aufruf „Für unser Land“ genannt ( Neues Deutschland, 28.11.1989 ), 
den außer Egon Krenz und Hans Modrow sowie dem Chef des Amtes für Nationale Sicherheit, der 
Nachfolgeinstitution des Ministeriums für Staatssicherheit, auch folgende Personen unterzeichnet haben:
Sebastian Pflugbeil, Ulrike Poppe, Konrad Weiss, Friedrich Schorlemmer, Christa Wolf, Walter Janka, Tamara 
Danz, Stefan Heym, Günter Krusche ( Generalsuperintendent) und Christoph Demke ( Bischof der evangelischen 
Landeskirche der Kirchenprovinz Sachsen )
Im Aufruf heißt es:

„... Noch haben wir die Chance, in gleichberechtigter Nachbarschaft zu allen Staaten Europas eine 
sozialistische Alternative zur Bundesrepublik zu entwickeln. Noch können wir uns besinnen auf die 
antifaschistische  und humanistischen Ideale, von denen wir einst ausgegangen sind. Alle Bürgerinnen 
und Bürger, die unsere Hoffnungen und Sorge teilen, rufen wir auf, sich diesem Appell durch ihre 
Unterschrift anzuschließen.

Berlin, den 26, November 1989“
[86] Bild-Zeitung, 19.März 2002, Seite 6
[87] Gesetz über die Rehabilitierung und Entschädi­gung von Opfern rechtsstaatswidriger 
Strafver­folgungsmaßnahmen im Beitrittsgebiet (Straf­rechtliches Rehabilitierungsgesetz • StrRehaG) vom 29. 10. 
1992 BGBl. I S. 814 (= Artikel 1 des Ersten SED•Unrechtsbereinigungsgesetzes vom 29. 10. 1992 BGBl. I S. 
814) 
vgl. unten, III.3. S. 18
[88] Gesetz über Entschädigungen für Opfer des Nationalsozialismus im Beitrittsgebiet vom 22. April 1992,
    BGBl. I 1992, S. 906, Gesetzesentwurf der Bundesregierung mit Begründung: BT-Drucksache 12/1609
[89] § 3 Abs 2 des Gesetzes über Entschädigungen für Opfer des Nationalsozialismus im Beitrittsgebiet
[90] so § 6 Abs. I Nr. 2 BEG, oben S. 08 Fn 49; so § 3 Abs. II Nr. 3 BVFG; so § 2 Abs. II HHG, oben S. 08 Fn 47
[91] so § 3 Abs. II Nr. 1 BVFG und § 2 Abs. I Nr. 1 HHG, vgl. oben Fn 47
[92] § 6 Abs. I Nr. 2 bis 4 BEG (vgl. oben Fn 49 ) lauten:
„Von der Entschädigung ausgeschlossen ist,

            1.    wer...
2.        wer nach dem 23. Mai 1949 die freiheitliche demokratische Grundordnung im Sinne des Grundgesetzes 
bekämpft hat;
3.        wem nach dem 8. Mai 1945 rechtskräftig die bürgerlichen Ehrenrechte aberkannt worden sind;
4.        wer nach dem 8. Mai 1945 rechtskräftig zu Zuchthausstrafe von mehr als drei Jahren verurteilt worden ist.“. 

[93] § 3 Abs I des Gesetzes über Entschädigungen für Opfer des Nationalsozialismus im Beitrittsgebiet
[94] § 5 Abs I des Gesetzes über Entschädigungen für Opfer des Nationalsozialismus im Beitrittsgebiet
[95] Bundesverfassungsgericht Beschluss des 1. Senats, 2. Kammer vom 21.09.2000 - BvR 661/96, zitiert nach 
Deutsches Verwaltungsblatt, 2000, S. 1768 und Deutsche Verwaltungspraxis DVP, 2001 S. 167:

 
Die Beschwerdeführerin ist Notarin im Beitrittsgebiet. Nach dem Studium wurde sie zur Richterin 
gewählt. Sie war an einem Gericht, zu dessen Direktorin sie berufen wurde in den Jahre 1985 bis 1988 
Strafrichterin und erließ mehrere Strafurteile wegen versuchten sogenannten ungesetzlichen 
Grenzübertrittes und wegen Beeinträchtigung staatlicher Tätigkeit. Davon wurden 9 Verfahren im 
Zusammenhang mit der Amtsenthebung maßgeblich.
Nach dem Ausscheiden aus dem Justizdienst ließ sich die Beschwerdeführerin zur Notarin ausbilden und 
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betreibt seit dem gemeinsam mit einem weiteren Notar ihr Notariat. Dort bearbeitete sie vorwiegend 
Grundstückserwerbs- und Gesellschaftsangelegenheiten. Beanstandungen ergaben sich hieraus nicht. 
Mit Wirkung vom 1. Januar 1993 wurde die Beschwerdeführerin vom sächsischen Staatsministerium der 
Justiz gemäß § 6 RNBG ihres Amtes enthoben. Ihre Beschwerde hatte beim OLG Erfolg. Der BGH hob 
den Beschluss des OLG jedoch auf, und wies den Antrag der Beschwerdeführerin zurück (DtZ 1996, 
2,72). Ihre dagegen erhobene Verfassungsbeschwerde hatte Erfolg.
Wörtlich führt das Bundesverfassungsgericht aus: 
„Das Strafrecht im Zusammenhang mit Ausreisebegehren wurde kontinuierlich verschärft, der 
Strafraum erhöht, der Tatbeginn auf Vorbereitungshandlungen vorverlegt und die gemeinschaftliche 
Begehungen als schwerer Fall eingeführt. In diesem Rechtsverständnis ist die Beschwerdeführerin 
ausgebildet worden. Andere Maßstäbe hat sie nicht kennen gelernt. Schließlich bestand auf dem Boden 
der DDR schon seit 1933 unter ganz unterschiedlichen politischen Verhältnissen kontinuierlich kein 
Rechtsstaat mehr.
Weiter ist zu berücksichtigen, dass sich die Ausreisefreiheit nicht zu einem unverbrüchlichen 
individuellen Menschenrecht verfestigt hat. Weder ist sie im Völkerrecht verankert noch im Grundgesetz 
enthalten. Auch in der Bundesrepublik Deutschland sind Ausreiseverbote im Einzelfall verhängt 
worden.“

 
[96] Gesetz über die Rehabilitierung und Entschädi­gung von Opfern rechtsstaatswidriger 
Strafver­folgungsmaßnahmen im Beitrittsgebiet (Straf­rechtliches Rehabilitierungsgesetz • StrRehaG) vom 29. 10. 
1992 
Gesetz über die Aufhebung rechtsstaatswidriger Verwaltungsentscheidungen im Beitrittsgebiet und die daran 
anknüpfenden Folgeansprüche (Verwaltungsrechtliches Rehabilitierungsgesetz • VwRehaG) vom 23. 6. 1994, 
Gesetz über den Ausgleich beruflicher Benach­teiligungen für Opfer politischer Verfolgung im Beitrittsgebiet 
(Berufliches Rehabilitierungsge­setz • BerRehaG) vom 23. 6. 1994 BGBl. I S. 1311 (= Artikel 2 des Zweiten SED
•Unrechtsbereinigungsgesetzes vom 23. 6. 1994 BGBl. I S. 1311) – Neuf. Bek. 1. 7. 1997 BGBl. I S. 1625, • 
Geändert durch Artikel 2 G vom 17. 12. 1999 BGBl. I S. 2662
[97] Es bestimmt das Strafrechtliche Rehabilitierungsgesetz in § 16 Abs. II:

„Soziale Ausgleichsleistungen nach diesem Gesetz werden nicht gewährt, wenn der Berechtigte oder 
derjenige, von dem sich die Berechtigung ableitet, gegen die Grundsätze der Menschlichkeit oder 
Rechtsstaatlichkeit verstoßen oder in schwerwiegendem Maße seine Stellung zum eigenen Vorteil oder zum 
Nachteil anderer missbraucht hat.“

    Es bestimmt das Verwaltungsrechtliche Rehabilitierungsgesetz in § 2 Abs. II:
„Folgeansprüche nach diesem Gesetz sind ausgeschlossen, wenn der Berechtigte oder derjenige, von dem 
sich die Berechtigung ableitet, gegen die Grundsätze der Menschlichkeit oder Rechtsstaatlichkeit verstoßen 
oder in schwerwiegendem Maße seine Stellung zum eigenen Vorteil oder zum Nachteil anderer missbraucht 
hat.“

    Es bestimmt das Berufliche Rehabilitierungsgesetz in § 4 Abs. II:
„Leistungen nach diesem Gesetz werden nicht gewährt, wenn der Berechtigte oder derjenige, von dem sich 
die Berechtigung ableitet, gegen die Grundsätze der Menschlichkeit oder Rechtsstaatlichkeit verstoßen oder 
in schwerwiegendem Maße seine Stellung zum eigenen Vorteil oder zum Nachteil anderer missbraucht hat.“
[98] Bundestags-Drucksache 12/4994, Seite 28, zu § 2 VwRehaG, zu Abs. 2, 3.
                Wortgleich: Bundestags-Drucksache 12/4994, Seite 45, zu § 3 BerRehaG 2.
[99] Es bestimmt das Verwaltungsrechtliche Rehabilitierungsgesetz in § 1 Abs.VI:

„Für Maßnahmen der Sozialistischen Einheitspartei Deutschlands oder der von ihr beherrschten 
Parteien und gesellschaftlichen Organisationen gelten die Vorschriften dieses Gesetzes entsprechend.“
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[100] siehe oben, II.12.2., § 250 Abs. I Nr. 5 und Nr. 5a SGB VI.
[101] Aus einer Pressenotiz des Sächsischen Staatsministeriums für Soziales, Gesundheit und Familie in der 
„Leipziger Volkszeitung“ vom 16. Juni 1999, Seite 11: „Die Statistiken der Rentenversicherungsträger weisen 
aus, dass nur rund 60 Prozent derjenigen, bei denen eine beruflicher Verfolgung anerkannt worden ist, mit einer 
Rentenerhöhung wegen der Verfolgung rechnen können. Bei der Hälfte dieser Gruppe beträgt die monatliche 
Rentenerhöhung nicht einmal 100 DM. Bei rund 40 Prozent der anerkannten Verfolgten wirkt sich die 
Anerkennung rentenrechtlich überhaupt nicht aus.“ 
[102] BT-Drucksache 14/3665 vom 27.06.2000
[103] § 2 Abs.I Nr. 3 des Entwurfes: „Wer in der Zeit vom 8. Mai 1945 bis zum 2. Oktober 1990 ... durch eine 
hoheitliche 
     Maßnahme nach § 1 oder § 1 a des Verwaltungsrechtlichen Rehabilitierungsgesetzes, soweit gleichzeitig 
weitere 
     staatliche oder staatlich gelenkte Maßnahmen gegen ihn durchgeführt wurden, belastet wurde, ist Opfer 
politischer 
     Verfolgung im Beitrittsgebiet im Sinne dieses Gesetzes, soweit die ... Zeit, in der staatliche oder staatlich 
gelenkte 
     Maßnahmen gegen ihn durchgeführt wurden, mehr als zwei Jahre beträgt.“ 
[104] Bundesverfassungsgericht Beschluss des 1. Senats, 2. Kammer vom 21.09.2000 - BvR 661/96, vgl S. 14 Fn 
93
[105] Gesetz über Entschädigung für Strafverfolgungsmaßnahmen ( Strafverfolgungs-Entschädigungsgesetz, 
StrEG ) vom 8. März 1971, BGBl. I S. 157, III 313-4, geändert durch Gesetz vom 23. September 1990, BGBl. II 
S. 885, 957 
[106] § 7 Abs. II StrEG
[107] OLG Hamm, MDR 1988 S. 14; 
übrigens: auch die „Rehabilitierungsgesetze“ gewähren einen Ersatz für Schädigungen des Guten Rufes nicht
[108] DDR-Gesetzblatt vom 06.09.1990, Seite 1459
[109] zitiert nach: „In den Fängen des NKWD, Deutsche Opfer des stalinistischen Terrors in der UdSSR“, Institut 
für Geschichte der Arbeiterbewegung, Dietz-Verlag, Berlin GmbH i.G. 1991, ISBN 3-320-01632-6, S. 16 
[110] codex juris cannonici. Cann. 13331, 1354-1357, für die Ostkirche: Corpus canonum eclesiarum orientalum 
cann. 1431, 
     1434, 1420 
[111] Gegen den Begriff auch: Professor Dr. Friedrich-Christian Schroeder, Regensburg: „Rehabilitierung“ von 
SED-Opfern ?, 
       ZRP (Zeitschrift für Rechtspolitik) 1992, S. 41
[112] Art. 18 Abs. I EV
[113] Art. 18 Abs. II EV
[114] Gesetz über die Rehabilitierung und Entschädi­gung von Opfern rechtsstaatswidriger 
Strafver­folgungsmaßnahmen im Beitrittsgebiet (Straf­rechtliches Rehabilitierungsgesetz • StrRehaG) vom 29. 10. 
1992 BGBl. I S. 814 (= Artikel 1 des Ersten SED•Unrechtsbereinigungsgesetzes vom 29. 10. 1992 BGBl. I S. 
814) 
[115] § 17 Abs. I StrRehaG
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[116] § 17 Abs. II StrRehaG
[117] § 25 Abs. II StrRehaG
[118] § 16 a des Gesetzes über Entschädigung für Strafverfolgungsmaßnahmen, StrEG, S.17 Fn. 103
[119] § 21 StrRehaG
[120] Gesetz über die Versorgung der Opfer des Krieges (Bundesversorgungsgesetz, BVG in der Fassung vom 22. 
Januar 1982, 
     BGBl. I S. 21 )
[121] § 1 Abs. III S. 1 BVG
[122] § 45 Beamtenrechtsrahmengesetz ( BRRG vom 27 Februar 1985, BGBl. S. 462 ) i.V. mit den jeweiligen 
Landes-
     Beamtengesetzen bzw. BAT-O )
[123] sogenannter „Regress“, der auch rechtswidrige gewährte Renten umfasst
[124] § 176 Abs. II BEG
[125] Zweites Gesetz zur Änderung des Bundesentschädigungsgesetzes, BEG-Schlußgesetz vom 14. September 
1965, BGBI. 1
     1965, S. 1315 ff.
[126] Art. 1 Ziffer 21 des BEG-Schlußgesetzes vom 14. September 1965 bestimmt: 
Das ... BEG ... wird wie folgt geändert: § 31 wird wie folgt geändert: 

a)        Es wird folgender neuer Absatz 2 eingefügt:
„(2) War der Verfolgte mindestens ein Jahr in Konzentrationslagerhaft und ist er in seiner Erwerbsfähigkeit um 25 
vom Hundert oder mehr gemindert, so wird zu seinen Gunsten vermutet, daß die verfolgungsbedingte Minderung 
der Erwerbsfähigkeit 25 vom Hundert beträgt."
[127] Die Vermutung ist widerlegbar: BGH vom 06.10.1967, RzW 68/68 Nr.10.
[128] Art. 19 EV
[129] §§ 44, 48, 49 VwVfG, vgl. Art 19 Satz 3 EV
[130] Gesetz über die Aufhebung rechtsstaatswidriger Verwaltungsentscheidungen im Beitrittsgebiet und die 
daran anknüpfenden Folgeansprüche (Verwaltungsrechtliches Rehabilitierungsgesetz • VwRehaG) vom 23. 6. 
1994 BGBl. I S. 1311 (= Artikel 1 des Zweiten SED•Unrechtsbereinigungsgesetzes vom 23. 6. 1994 BGBl. I S. 
1311), N e u f a s s u n g: Bek. Vom 1. 7. 1997 BGBl. I S. 1620, § 9 Abs. 3 geändert durch Artikel 3 G vom 17. 
12. 1999 BGBl. I S. 2662
[131] Gesetz zur Regelung offener Vermögensfragen (Vermögensgesetz – VermG in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 3. August 1992, BGBl. I S. 1446)
[132] Gesetz über die Versorgung der Opfer des Krieges (Bundesversorgungsgesetz, BVG in der Fassung vom 22. 
Januar 1982, BGBl. I S. 21)
[133] aus der Internetseite des Regierungspräsidiums Halle ( Sachsen-Anhalt): http://www.mi.sachsen-
anhalt.de/rph/Unser Service / Informationen und Dienstleistungen / Ausländerwesen, Rehabilitierung / 
Verwaltungsrechtliche und Berufliche Rehabilitierung:

„Das Zweite SED-Unrechtsbereinigungsgesetz enthält Vorschriften zur verwaltungsrechtlichen und zur 
beruflichen Rehabilitierung. Mit dem Verwaltungsrechtlichen Rehabilitierungsgesetz wird Opfern von 
Verwaltungswillkür und Verwaltungsunrecht der ehemaligen DDR - z. B. Zwangsausgesiedelten aus 
dem Grenzgebiet - und mit dem Beruflichen Rehabilitierungsgesetz den im Berufsleben politisch 
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Verfolgten ein Weg eröffnet, sich vom Makel persönlicher Diskriminierung zu befreien und einen 
Ausgleich für das erlittene Unrecht zu erhalten. Die in Sachsen-Anhalt für die Durchführung der 
genannten Gesetze zuständigen Regierungspräsidien erteilen Rehabilitierungsbescheide, die je nach Art 
der Rehabilitierung dann bei der für den Ausgleich zuständigen Behörde vorgelegt werden können, z. B. 
beim Vermögensamt, bei der örtlichen Sozialbehörde oder beim Rentenversicherungsträger.“

[134] § 1 Abs. I Satz 3 VwRehaG
[135] § 1 Abs. I Satz 2 VwRehaG
[136] § 1 Abs. VII VermG
[137] § 1 Abs. III VwRehaG
[138] so der Wille das Gesetzgebers bei Erlass des VwRehaG, BT-Drucksache 12/4994, Seite 26, Nr. 23
[139] § 1 Abs. I lit. a) VermG, bewegliche Sachen sind Vermögenswerte im Sinne des VermG, siehe § 2 Abs. II 
S. 1 VermG
[140] § 7 Abs. II VwRehaG, vgl. BT-Drucksache 12/4994, Seite 35, zu § 7 Abs. II, Nr. 9, ab 2. Absatz
[141] siehe oben III.3., Seite 18 
[142] siehe oben I.1. Seite 03
[143] BT-Drucksache 12/4994, Seite 32, Nr. 2 Satz 2
[144] Bundesministeriums der Justiz , Verwaltungsrechtliche Rehabilitierung, Berufliche Rehabilitierung, 10. 
Auflage, 
     Stand 1.1.2000
[145] ebenda, S. 10
[146] ebenda, S. 18
[147] § 45 Abs. III BVG
[148] Landtag von Sachsen-Anhalt, Dritte Wahlperiode, Drs. 3/903, 26.01.1999
[149] BT-Drucksache 12/4994, S. 27, Nr. 24 Satz 2 ff. ( zu § 1 Abs. II VwRehaG ), ebenda S. 36, Nr. 3 ( zu § 8 
VwRehaG ) 
[150] § 1 Abs. VI VwRehaG
[151] untersteht der Senatorin für Gesundheit, Soziales und Verbraucherschutz, Frau Dr. Heidi Knake-Werner 
(PDS)
[152] Gesetz zum Abbau von Benachteiligungen von Lesben und Schwulen v. 22.12.1997, GVBl. LSA S. 1072
[153] Gesetz über den Ausgleich beruflicher Benach­teiligungen für Opfer politischer Verfolgung im 
Beitrittsgebiet (Berufli-
       ches Rehabilitierungsge­setz • BerRehaG) vom 23. 6. 1994, BGBl. I S.1311 = Artikel 2 des Zweiten SED
•Unrechts-  
       bereinigungsgesetzes vom 23. 6. 1994 BGBl. I S. 1311
       • Neufassg. Bekanntmachung v. 1. 7. 1997 BGBl. I S. 1625, Geändert durch Art. 2 G vom 17. 12. 1999 BGBl. 
I S. 2662
[154] § 89 BEG lautet:

Abs. I: Der Verfolgte hat Anspruch auf Einräumung seines früheren oder eines gleichwertigen 
Arbeitsplatzes, es sei denn, dass er das 65. Lebensjahr vollendet hat oder erwerbsunfähig ist. Die 
Erwerbsunfähigkeit ist nach der geistigen und körperlichen Leistungsfähigkeit des Verfolgten im 
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allgemeinen Erwerbsleben zu beurteilen.
Abs. II:. Die Verpflichtung zur Einräumung des früheren oder gleichwertigen Arbeitsplatzes obliegt 
jedem Arbeitgeber, aus dessen Dienst der Verfolgte entlassen worden oder vorzeitig ausgeschieden ist 
oder dessen Rechtsnachfolger.

[155] Nicht übernommen wurde vom bundesdeutschen Gesetzgeber das „Rehabilitierungsgesetz“ der am 18. März 
1990
     gewählten letzten Volkskammer der DDR (DDR-Gesetzblatt vom 06.09.1990, Seite 1459), in dem es heißt:

§ 38 Bevorzugte Einstellung und Vermittlung
Abs. I: Bei der Einstellung oder Umsetzung von Arbeitnehmern sind rehabilitierte hinsichtlich ihres 
früheren Arbeitsplatzes oder eines gleichwertigen Arbeitsplatzes in diesem betrieb bevorzugt zu 
berücksichtigen, wenn sie für die Erfüllung der Arbeitsaufgabe geeignet sind.. ...
Abs. III. Die Arbeitsämter haben Rehabilitierte bevorzugt zu vermitteln, solange sie ohne ihr 
Verschulden einen ihrer früheren Tätigkeit entsprechenden Arbeitsplatz nicht erhalte haben.

     Abgelehnt wurde im Gesetzgebungsverfahren zum BerRehaG auch ein diesbezüglicher Antrag des 
Abgeordneten Dr. 
     Wolfgang Ullman und der Gruppe Bündnis 90/Die Grünen (BT-Drucksache 12/5219), in dem es auf  S. 4 unter 
3. heißt:

„In dem Entwurf fehlt überdies eine Regelung über die bevorzugte Einstellung ehemaliger politisch 
Verfolgter im öffentlichen Dienst. Es ist nicht ausdrücklich vorgesehen, dass in Fällen politischer 
Verfolgung eine Wiedereinstellung zu erfolgen hat.“ 

[156] Bundesarbeitsgericht 4. Senat, Urteil vom 9. November 1994, Az. AZR 19/94, Veröffentlicht in BAGE 78, 
S. 244-252 / 
     MDR 1995, S. 610-611 / DB 1995, S. 1570-1571 / JR 1995, S. 440, nur Leitsatz / aus den Gründen:

Der 1955 geborene Kläger war seit August 1981 in der ehemaligen DDR als Lehrer mit der 
Fächerkombination Sport und Geografie tätig. Ab August 1984 war er als Berufsschullehrer an der 
Berufsschule W, VEB M, Kombinat Wi in S beschäftigt.
Im Juli 1988 kam er wegen eines misslungenen Fluchtversuches in Untersuchungshaft und wurde am 
10. November 1988 durch das Kreisgericht Sangerhausen wegen eines versuchten ungesetzlichen 
Grenzübertritts im schweren Fall zu einer Freiheitsstrafe von einem Jahr und zehn Monaten verurteilt. 
Ende 1989 gelangte der Kläger im Wege des sogenannten Häftlingsfreikaufs in die Bundesrepublik 
Deutschland. 
Nach Anerkennung seines Ersten Staatsexamens leistete er in Nordrhein-Westfalen ab Dezember 1989 
seinen zweijährigen Vorbereitungsdienst. Am 22. November 1991 bestand er mit der Note „Gut“ die 
Zweite Staatsprüfung für die Sekundarstufe I mit der Fächerkombination Sport und Geografie.
Mit Beschluss vom 27. Juni 1991 hat das Bezirksgericht Halle das Urteil des Kreisgerichts 
Sangerhausen aufgehoben und den Kläger rehabilitiert.
Die Bewerbung des Klägers um eine Einstellung in den öffentlichen Schuldienst des Landes Nordrhein-
Westfalen zum Schuljahresbeginn 1992/93 blieb ohne Erfolg..

   Der Leitsatz des Gerichts:
Das in Artikel 2 des 2. SED-Unrechtsbereinigungsgesetzes enthaltene Berufliche Rehabilitierungsgesetz 
enthält eine abschließende Regelung der Beruflichen Rehabilitierung für die in der früheren DDR 
aufgrund politischer Verfolgung erlittenen beruflichen Nachteile. Es gewährt keinen 
Einstellungsanspruch gegenüber öffentlichen oder privaten Arbeitgebern bei einem 
verfolgungsbedingten Verlust des Arbeitsplatzes. 

[157] Kündigungsschutzgesetz (KSchG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 25. August 1969 ( BGBl. I S. 
1317), zuletzt geändert durch Gesetz zur Reform des Betriebsverfassungsgesetzes vom 23.07.2001, (BGBl. I S. 
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1852 ) .
[158] § 1 Abs. III Satz 1 KSchG
[159] so der Wille des Gesetzgebers: BT-Drucksache 14/45 Seite 53; vergleiche dazu auch 
Ascheid/Preis/Schmidt, Kündigungsrecht, C.H.Beck München 2000, zu § 1 KSchG, Rz 767
[160]  § 19 Abs. II Bundesangestellten-Tarifvertrag Ost (BAT-O) lautet:

„Übernimmt ein Arbeitgeber eine Dienststelle oder geschlossene Teile einer solchen ... so werden die 
bei der Dienststelle bis zur Übernahme zurückgelegten Zeiten ... als Beschäftigungszeiten angerechnet.“

So kann es dann auch vorkommen, dass das Ministerium der Justiz des Landes Sachsen-Anhalt mit einer 
Anordnung vom  14. April 1998 Urkunden für die „25-, 40- und 50-jährige ununterbrochene Dienstzeit beim 
Land Sachsen-Anhalt“ verteilt ( Justizministerialblatt = Ministerialblatt LSA Teilausgabe B, 1998 S. 205 ).

[161] Bundesgesetz zur Entschädigung für Opfer der nationalsozialistischen Verfolgung 
(Bundesentschädigungsgesetz • BEG) 
       vom 18. 9. 1953 BGBl. I S. 1387 idF Artikel 1 des G 25 1•1/1 vom 29. 6. 1956 BGBl. I S. 559, vgl. Fn 48
[162] das BEG sah dies vor in den §§ 74 und 87
[163] Gesetz über die Behandlung der Verfolgten des Nationalsozialismus in der Sozialversicherung vom  22. 
August 1949 
     (Gesetzblatt der Verwaltung des Vereinigten Wirtschaftsgebietes S. 263), neu gefasst und veröffentlicht mit 
Gesetz vom 
     22. Dezember 1970 ( BGBl. S. 1846 ), das Gesetz galt mit EV, Anl. I , Kap. VIII Sachgebiet F Abschnitt I Nr. 
1 zunächst 
     nicht im Beitrittsgebiet und wurde später in der Fassung der Änderung durch Artikel 20 
Rentenüberleitungsgesetz zum 
     01.01.1992 gemäß Artikel 35 Abs. I Nr. 2 Rentenüberleitungsgesetz in Kraft gesetzt (BGBl. I S. 1606), es 
wurde zuletzt 
     geändert mit Gesetz vom 24.06.1993, BGBl. S. 1038
[164] § 249 StGB der DDR vom 12. Januar 1968 (Neufassung vom 19. Dezember 1974, GBl. 1975 Nr. 3 S. 14), 
auch in der 
     Neufassung vom 04. Dezember 1988 (GBl. 1989 Nr. 3 S. 33) lautete:
  Abs.I: Wer das gesellschaftliche Zusammenleben der Bürger oder die öffentliche Ordnung und Sicherheit  
beeinträchtigt, 
   indem er sich aus Arbeitsscheu einer geregelten Arbeit entzieht, obwohl er arbeitsfähig ist, wird mit 
Verurteilung auf Be-
  währung, Haftstrafe oder mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren bestraft.
  Abs.II: Ebenso wird bestraft, wer der Prostitution nachgeht oder in sonstiger Weise die öffentliche Ordnung und 
Sicherheit 
  durch asoziale Lebensweise beeinträchtigt.
  Abs.III: ...               Abs.IV: ...               ( Abs.V: .. )
  Die Norm wurde erst durch die de-Maiziere-Regierung mit Gesetz vom 29. Juni 1990 abgeschafft ( GBl. I S. 526 
ff. dort 
  S. 536, Anlage 1)
[165] § 141 StGB der DDR
[166] der amtliche Kommentar zum Strafgesetzbuch der DDR führt dazu aus (Strafrecht der Deutschen 
Demokratischen Repu-
      blik, Kommentar zum Strafgesetzbuch, Staatsverlag der DDR 1984, zu § 249, Zf. 2, Seite 519:
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  „Beeinträchtigungen ( der öffentlichen Ordnung ) können zum Beispiel sein:  - ...          - ....
   - Herumvagabundieren, wiederholtes Übernachten in Anlagen, Parks, auf Bahnhöfen oder an ähnlichen Orten ( 
oft verbun-
     den mit körperlicher Verwahrlosung )             -...           -...           -...           -...
[167] Mitteldeutsche Zeitung, 23.08.2001, Seite 4; Leipziger Volkszeitung, 31. Dezember 2001, Seite 4
[168] bemängelt wurde dies im Antrag des Abgeordneten Dr. Wolfgang Ullman und der Gruppe Bündnis 90/Die 
Grünen
     (BT-Drucksache 12/5219), in dem es auf  S. 3 unter B, 2. heißt:

„Die Fälle, in denen aus politischen Gründen die Aufnahme eines Studiums oder des erwünschten 
Studiums verwehrt wurde, sind als Verfolgungsfälle anzuerkennen“

[169] §§ 11 ff des Gesetzes über die Behandlung der Verfolgten des Nationalsozialismus in der 
Sozialversicherung in der Fas-
     sung des Gesetzes vom  22. Dezember 1970 ( BGBl. S. 1846 ) Das Gesetz  legte ging zunächst von 
Ersatzzeiten als Regel 
     aus. Nur wenn sich ausnahmsweise durch Zugehörigkeit zu besonderen Berufsgruppen ( z.B. Bergmann, 
Zugehörigkeit 
     zur Knappschaft ) mit Pflichtbeitragszeiten einer günstigere Rente errechnete, waren dies Zugehörigkeiten als 
Grundlage 
     heranzuziehen.
[170] mit Artikel 20 Rentenüberleitungsgesetz  (BGBl. I S. 1606)
[171] § 22 BerRehaG
[172] §§ 13 ff. BerRehaG
[173] § 250 Abs. I Nr. 5 und Nr. 5a SGB VI
[174] § 1 Abs. I Nr. 2 BerRehaG
[175] § 250 Abs. I Nr. 5 und Nr. 5a SGB VI
[176] Die heutige Regelung findet sich in §§ 71, 54 Abs. III SGB VI
[177] § 10 S. 1 BerRehaG, dazu erläutert der Gesetzesentwurf (BT-Drucksache 12/4994, Seite 47):
     „Die Vorschriften dieses Abschnitts sind nur anzuwenden, soweit dies für den Verfolgten zu günstigeren 
     Ergebnissen als nach den allgemein anzuwendenden Vorschriften führt.“
[178] § 3 BerRehaG
[179] §§ 153 – 156 Sozialgesetzbuch III (SGB III, veröffentlicht als Artikel  I des Gesetzes vom 24. März 1997, 
BGBl. S. 594, 
     zuletzt geändert durch Gesetz vom 21.12.2000, BGBl. S. 1983 )
[180] §§ 86 ff, insbesondere § 92 SGB III
[181] § 6 Abs. I BerRehaG
[182] Leipziger Volkszeitung, 05.09.2001, Seite 1
[183] § 76 BSHG
[184] § 8 Abs. I BerRehaG
[185] § 88 BSHG
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[186] § 8 Abs. II BerRehaG
[187] § 18 StrRehaG
[188] § 60 Bundesausbildungsförderungsgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 6. Juni 1983 (BGBl. I 
S. 645, 1680),
      eingefügt durch Artikel 8 des „Zweiten SED-Unrechtsbereinigungsgesetzes vom 23. 6. 1994 BGBl. I S. 1311
      zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 17. 12. 1999 BGBl. I S. 2662
 
[189] §§ 33 bis 49 SGB VI
[190] vgl. oben, III.1.1. S. 13, dort Fn. 86
[191] dies sind die Personen, die einen Schaden im Beruf, an der Gesundheit oder am Eigentum gar nicht erlitten 
haben

[192] Es bestimmt das Verwaltungsrechtliche Rehabilitierungsgesetz in § 1 Abs.VI:
„Für Maßnahmen der Sozialistischen Einheitspartei Deutschlands oder der von ihr beherrschten 
Parteien und gesellschaftlichen Organisationen gelten die Vorschriften dieses Gesetzes entsprechend.“

[193] Bundesent­schädigungsgesetz , § 6 Abs. I, vgl. oben S. 8, I,13., Fn.49
[194] vgl. dazu oben, III.3.
[195] § 1 Abs. I Nr. 1 HHG
[196] vgl. oben III.5., S. 23 und 24, sowie das dort, Fn. 150 zitierte Urteil des Bundesarbeitsgerichts
[197] § 89 BEG, Wortlaut zitiert unter Fn. 148, vergleiche dazu die Ausführungen unter III.5. 
[198] EV, Anlage I Kapitel XIX, Sachgebiet A, Abschnitt III Nr. 3 Buchst. b, siehe auch: Verordnung über die 
     Bewährungsanforderungen für die Einstellung von Bewerbern aus der öffentlichen Verwaltung im 
Beitrittsgebiet vom 9. 
     Januar 1991, BGBl. I S. 123
[199] vgl. dazu auch oben, III.5. 
[200] vgl. oben III.1.1. 
[201] vgl. dazu oben S. 25 f., Fn. 158 und 159
[202] vgl. dazu oben, I.1., Fn. 3
[203] §141 BEG lautete: 
Soforthilfe für Rückwanderer

§141
      Abs.1 Der Verfolgte deutscher Staatsangehörigkeit oder deutscher Volkszugehörigkeit, der in der Zeit vom 30. 
Januar 
      1933 bis zum 8. Mai 1945 aus den Verfolgungsgründen des § 1 ausgewandert ist, deportiert oder ausgewiesen 
worden ist 
      und seinen letzen Wohnsitz oder dauernden Aufenthalt in Gebieten gehabt hat, die am 31. Dezember 1937 
zum deutschen 
      Reich gehört haben, hat Anspruch auf eine Soforthilfe in Höhe von  6000 DM, wenn er nach dem 8. Mai 1945 
im 
      Geltungsbereich des Gesetzes seinen Wohnsitz oder Aufenthalt genommen hat oder nimmt.

file:///C|/DATENPOOL/Eigene%20Webs/STASI-COM/Von%20Opfern%20und%20Tätern%20k.htm (62 of 63) [08.12.2002 23:36:50]



Zur Entschädigung Verfolgter des SED-Regimes

[204] § 4 der Zweiten Besoldungs-Übergangsverordnung, (2. BesÜV in der Fassung der Bekanntmachung vom 2. 
Juni 1993, BGBl. I S. 778, ber. 1035) die Vorschrift garantiert allen aus dem Westen kommenden 
Berufsanfängern, die im Beitrittsgebiet bis zum 31.12.1996 verbeamtet wurden, eine monatliche Besoldung nach 
Tariftabelle West. // Genannt werden müssen auch die Sonderregelungen der Trennungsgeldverordnung, TGV 
(„Buschzulage“) und der Beamtenversorgungs-Übergangsverordnung, BeamtVÜV, die einem Westbeamten mit § 
3 BeamtVÜV garantieren, dass seine bis zum 31. Dezember 1995 im Beitrittsgebiet abgeleisteten Dienstzeiten in 
der Pensionsberechnung doppelt zählen
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